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Mahne mit Phantasie!
3 R a tiona lis ie rung  

Mahnwesen 
M ahnbriefe

I .  W ie  e rin n ert m an den K unden  ans 
Z a h le n  ?

Der Mahnbriefschreiber verfällt oft in den Fehler, 
daß er „Einheitsbriefe“  d iktiert; ein Brief lautet 
genau so wie der andere. Ist ein Kunde zehnmal 
gemahnt worden, so hat er bestimmt zehnmal die­
selbe Brieffolge m it ungefähr denselben W orten._
Der Kunde soll aber nicht fühlen, daß er schema­
tisch behandelt w ird!

Ware bemerkbar gemacht, so daß Sie diese noch 
nicht verkaufen konnten ? W ir  haben Sie zwar, so­
weit w ir  aus den Unterlagen ersehen können, äußerst 
gut und vorteilhaft im  Preise bedient, so daß sich 
wohl kaum ein Mangel hat heraussteilen können. 
Ih re r diesbezüglichen Nachricht sehen w ir gern 
entgegen.

Gleichzeitig erlauben w ir uns, Ihnen einige be­
sonders günstige Angebote zu machen.

Der Briefschreiber muß immer wieder neue Einfälle 
haben,

neuartige Briefe diktieren. Ich bringe im folgenden 
drei Mahnbriefe, die als erste Mahnung Verwen­
dung finden können.

Brief 1 ist für eine sehr feinfühlende Kundscha; 
bestimmt, die nicht gemahnt werden w ill, die ma 
eben nur in besonderer Form „erinnern“  kam 
Brief 2 ist in fast allen Fällen zu verwenden, wäb 
rend Brief 3 wohl nur Anwendung findet bei Kur 
den, von denen man annimmt, daß sie gern da 
Ziel reichlich ausdehnen.

Die hier gezeigten Briefe können natürlich nu 
Anregungen sein, in welche Form man eine Mab 
nung kleiden kann. Die richtige Form zu Ander 
ist manchmal nicht leicht!

Die Briefe erscheinen vielleicht dem einen oder 
anderen etwas lang; man kann sie ja  auch z. B. 
mittels des Hooven-Apparates schreiben lassen und 

nn nur m it einer gleichen Maschine Rechnungs- 
atum und -Betrag einsetzen lassen.

An einen feinfühlenden Kunden.

/ e ’i: 16, Wlr soebßn feststellen, haben Sie in  letzte 
- nie ts mehr von uns bezogen, während Sie bishe 
‘ oc 1 ziem, ich laufend Ihren Bedarf bei uns deckten 
Nach Ih re r Meinung hat sich bei der letzten Sen 

V°m ........  vielleicht ein Mangel an unsere

Hochachtungsvoll.“

2. Der für fast alle Fälle verwendbare Brief.

,,Sie haben sicher die Ihnen am ........ übersandten
Waren zu einem guten Preise verkaufen können, so 
daß w ir ■jeizt nicht umsonst m it der B itte an Sie 
herantreten, uns den Betrag der Rechnung über
B M . ...........zu überweisen. Daß w ir erst nach............
Monaten an Sie herantreten, zeigt Ihnen vielleicht 
daß w ir Ihnen hinsichtlich der Bezahlung weit­
gehend entgegenkommen. W ir  dürfen deshalb wohl 
auch weiterhin auf Ihre Aufträge rechnen. Unser
Vertreter, H e rr .............. w ird  in  der Woche vom.
b is ........  bei Ihnen versprechen und Ihnen unsere
neuen, im  Preise sehr herabgesetzten Qualitäten 
vor führen.

Hochachtungsvoll.“

3. Sie dehnt das Ziel reichlich aus.

,,Sehr geehrte F irm a !

W ir kalkulieren so:

Einkaufspreis ...................... ............. jgM
+  Pabrikationskosten .............................
+  Zer kaufskosten .................................
+  2 v. I I . Verlustspanne .....................
+  Gewinnzuschlag .............................
+  Zinsen fü r zw  e i M onate ..............

Verkaufspre is ........................................ RM.



Sie sehen, nur auf ein zweimonatliches Z ie l ist 
unsere Kostenrechnung eingestellt! W ir  gewähren 
Ihnen aber trotzdem ein zinsfreies Z ie l von drei 
Monaten! W ir kommen Ihnen aber noch weiter ent­
gegen. Wenn Sie uns die sehr niedrigen Zinsen von 
. . . .  v. I I .  vergüten, so können Sie auch ein längeres 
Z ie l in  Anspruch nehmen. W ir  kalkulieren nicht 
mehr so, wie es die meisten Firm en machen: sie 
rechnen einfach 5 bis 6 Monate Zinsen in  ihre Preise ; 
da muß ein jeder, ob er nach Verfall oder später 
zahlt, die hohe Zinsspanne tragen. W ir sind 
unserer Kundschaft gegenüber ehrlich und sagen 

Ihnen dies.

D ie Ihnen a m ........  zugesandte Rechnung über
R M ...........  is t heute fä llig  geworden, jedoch sind
w ir gern bereit, das Z ie l auch noch zu verlängern, 
w ir bitten Sie, dann . . . .  v. H . Zinsen p. a. vom 
heutigen Tage ab der Zahlung beizufügen.

Gleichzeitig erlauben w ir uns, Ihnen eine Liste 
ganz billiger Angebote beizulegen, der Sie bitte Ihre 
Aufmerksamkeit schenken wollen.

Ihre ganz ergebene................. "

I I .  W a s  sind Frühlings*, w as Herbst«  

b rie fe  ?

Beim Mahnbrief-Schreiben ist viel Phantasie 
Hauptsache; immer wieder muß der Schreiber 
seinen Briefen, die doch immer dasselbe bezwecken, 
Geld hereinzuholen, andere Inhalte geben, um den 
Kunden nicht eine schematische Behandlung fühlen 
zu lassen.

Wenn im Frühling der Schnee geschmolzen ist, 
die Kälte aufgehört hat und die Firma von ihren 
Kunden in den Klein- und Kleinststädten keine 
Gelder hereinbekommt, dann kann der Mahn- 
„korrespondent“  den sogenannten „Frühlings­
brief“  verwenden, der etwa folgenden Inhalt haben 
kann:

,,Die Kälte is t vorüber, die Wege sind wieder 
gangbar und so werden doch sicher die Landwirte die 
Gelegenheit benutzen, u m , die rückständigen Raten 
jetzt bei Ihnen zu begleichen, wodurch auch Sie .in  
die Lage kommen, uns den fälligen Betrag von 
R M ..........zu übenoeisen.“

Auch im Herbst, wenn der Bauer m it dem Ein­
fahren der Ernte so ziemlich fertig ist, kann man 
darauf bei seinen Kunden in den Kleinstädten Be­
zug nehmen; etwa so:
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,,W ir bitten Sie, uns den fälligen Betrag von
R M ........... zu überweisen. Ihre Bauernkundschaft
ließ Ihnen jetzt nach der Ernte sicher Geld zukommen, 
so daß auch Sie uns gegenüber dazu in  der Lage 
sein werden.“

Auch Kunden in von Fremdenindustrie lebenden 
Ortschaften,

die mitunter sehr unter Witterungseinflüssen zu
leiden haben,

kann man m it ähnlichen Briefen beglücken, wie:

,,Wie w ir lesen, hat bei Ihnen der Wintersport sehr 
gut eingesetzt, so daß Sie fü r  die verregneten Som­
mermonate vollauf entschädigt werden. W ir sind. 
Ihnen bis jetzt sehr entgegengekommen, bitten Sic
aber nun, uns R M ..........  zu überweisen und uns
durch einen größeren Auftrag fü r  unser großes E n t­
gegenkommen zu entschädigen. In  der Anlage über­
reichen w ir Ihnen ein besonders günstiges Angebot,
an das w ir  uns aber nur bis z u m ........ binden können.
W ir wissen, daß Sie diese günstige Einkaufsgelegen­
heit — die Preise liegen 20% unter den Sommer- 
preisen — nicht vorübergehen lassen werden.“

Kurt H e r r m a n n .

I I I .  M o rg e n  w o lle n  w ir

einmal gleich bei der ersten Post unser Augenmerk 
auf die Unterzeichnung der Mahn- und auch Werbe­
briefe richten. Eine ganze Anzahl Briefe werden 
m it einem Faksimilestempel unterzeichnet sein, 
um angeblich an Arbeit zu sparen. Es kann keinen 
größeren Fehler geben und doch machen ihn gerade 
m it Starrköpfigkeit Firmen, von denen man dies 
nicht vermuten sollte. Es ist geradezu eine große 
Unhöflichkeit dem Kunden gegenüber, denn dieser 
muß sich m it Recht sagen, Fabrikant Hastig hat 
sich die Mühe gemacht, m ir zu schreiben, sogar 
2 Seiten. Wieviel Zeit dauerte diktieren und 
schreiben? Und dann ist nicht eine Viertelminute 
übrig, um m ir die „gezeichnete Hochachtung“  
durch seine Person, d. h. handschriftliche Unter­
zeichnung zuteil werden zu lassen, nein, das kann 
ich nicht verstehen. Der jüngste Lehrling drückt 
zum Schluß den Stempel darauf und dann rein in 
den Umschlag. Wenn der Chef gar nach dem 
Diktat außerhalb ist, kann es denn nicht ein An­
gestellter, der zuverlässig ist? Schreibt denn 
jemand einen Privatbrief so: M it herzlichen Grüßen
bin ich E ue r--------folgt sein Gummistempel. Was
würden Sie „von dem Onkel denken“ ?

Adolf D e s s a u .
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Beleg und B ilanz 3 3 R a tiona lis ie rung
ą . Jahrgang, H e ft 9 Präm iensystem e
20. M ärz 1931 n A kko rd

Wie werden Akkordschiebungen vermieden?
Lasen Sie schon vom Bedeaux-System ?

In  H e ft 7, Seite 99/100 des Jahrganges 1930 dieser 
Z e its c h r ift w ird  Ihnen  w o h l auch beim  Lesen des A u f­
satzes über das Bedeaux-System  der Gedanke gekomm en 
sein, etwas ähn liches zu wissen.

Es is t ta tsäch lich  so. D ie Le is tung  von  60 B (B  =  Maß­
e in h e it e iner A rbe its le is tung) eines D urchschn ittsa rbe ite rs 
s te llt w e ite r n ich ts  dar, als den m it  anderen W o rten  aus­
gedrückten  Z e it-  oder S tückakkord .

Theorie ist nicht Praxis.
W er p rak tisch  m it  Ze its tud ien , A kkordfestsetzungen zu 

tu n  hat, weiß, daß es fas t u n m ög lich  is t, einen A k k o rd  
oder eine M aßeinhe it fü r  die Le is tung  als unabänderlich  
festzulegen. Jeder P ra k tik e r  weiß aber auch, d a ß  es 
u n m ö g l i c h  i s t ,  d i e  L e i s t u n g e n  e i n z e l ­
n e r  B e t r i e b s a b t e i l u n g e n  d u r c h  e i n e  
a n d e r e  M a ß e i n h e i t ,  a l s  d e n  A k k o r d ­
v e r d i e n s t  p r o  S t u n d e  z u  v e r g l e i c h e n .

Selbst dieser Vergleich ist irreführend,
w enn in  e inzelnen A b te ilungen  bestim m te große 
A kko rd e  längere Z e it lau fen, ehe die Endabrechnung er­
fo lg t. In  solchen F ä llen  w ird  gew öhnlich  über den ta r i f ­
lichen  S tundenlohn h inaus e in  A bsch lag a u f den e igent­
lichen  A kko rdübe rve rd iens t gezahlt. T ro tz  des Abschlages 
werden sich aber dann in  den e inzelnen M onaten Spitzen­
beträge ergeben, welche die graphische D ars te llung  der 
A kko rdve rd ienste  pro  Stunde zu e iner F iebe rku rve  
m a c h t., Es hande lt sich h ierbe i u m  eine logische Folge­
ru n g  des Abrechnungswesens, welche n u r du rch  Be­
rich tigungen , die m an  besser als Schiebungen bezeichnet, 
b e rich tig t werden. A u f diese Schiebungen näher e inzu- 
gehen, so ll der e igentliche Zw eck des Aufsatzes sein.

Leistungs-Verteilung.
Gemeint is t h ie rm it n ic h t eine V e rte ilu n g  der L e i­

stungen in  technischer H in s ich t, sondern e in  beliebter 
T r ic k , die A kko rdve rd ienste  m ög lichs t a u f e iner L in ie  
zu ha lten. Dieses V erfahren  w ird  besonders durch  die 
M eister oder V o ra rbe ite r selbst angew andt, u m  Über­
verdienste zu verm eiden. Der S achverha lt is t e in fach 
der, daß in  W ochen m it besonders hoher Le is tung  die 
F a b rika tio n  w o h l an die Läger oder nächste A b te ilu n g  
abgelie fe rt w ird , daß aber der A kko rd ze tte l, a u f G rund 
dessen die A kko rd za h lun g  e rfo lg t, n ic h t z u r Lohnbuch­
h a ltu ng  gegeben w ird . A rb e ite r oder M eister ha lten  diese 
Z e tte l zu rü ck  und re ichen dieselben e rst in  der nächsten 
W oche e in . D adurch  ve rfü g t der A rb e ite r oder die ge­
samte A b te ilu n g  du rch  den M eister über eine dauernde 
Leistungsreserve, welche in  ungünstigen  Z e iten  au f­
gebraucht w ird . In  Betrieben m it  M assenfabrikation , 

heßarbeit w ird  das V erfahren  gern angew andt, sofern 
n ic h t seitens der e v tl,  bestehenden A rbe itsvo rbe re itung  
eine scharfe K o n tro lle  ausgeübt w ird .

In _ einem  Betriebe konn te  ich  z. B. feststellen, daß in  
ntcbf- a tt*e,re ‘ von  einem  A u ftra g , w e lcher o ffiz ie ll noch 
: m  A rb e it genom m en w a r, bereits 20%  der A rb e it
diese^0'/! m -3 ve rr ich te t w aren . D ie A kko rd e  w aren in  
die Z e it t  u n S so gu t bemessen, daß die A rb e ite r, um  
V orarK eif ?tzusch!agen, gezwungen w aren, sich durch 
ia ra n f  » , ( ? . Sro^em U m fange zu beschäftigen. D ie 

Ho.- t r °  ^  ,? e<Iuz ie rung  der A kko rd e  brachte n ich t 
/  ot f  lrm ^  ^ ewin n , sondern auch den A rbe ite rn , da 

z mse zende w irk lic h  in tensive  A rb e it bezüglich

des Verdienstes v o ll zu r A uszah lung  kam  und höhere 
Stundenverdienste die Folge waren.

D ie e rw ähnte  A r t  der V o ra rb e it s te llt keine d irekte  
Schädigung der F irm a  dar, da schließ lich ta tsäch lich  doch 
im m e r n u r der Betrag zu r A uszah lung  gelangt, w elcher 
a u f G rund der vere inbarten  A kkordsä tze  fü r  die betr. 
S tückzah l zu zahlen w a r. D er V e rlus t fü r  die F irm a  lieg t 
in  der m angelnden Ü bers icht über die w ahren  Verd ienst­
m ög lichke iten , oder u m  bei Bedeaux zu bleiben, bei der 
U n m ö g l i c h k e i t ,  d i e  r i c h t i g e  L e i s t u n g  
f e s t z u s t e l l e n ,  u m  e v t l ,  e i n e  B e r i c h t i ­
g u n g  d e r  A k k o r d e  v o r n e h m e n  z u  k ö n ­
n e n .  —  W ir  kom m en je tz t d a m it zu e iner der w eiteren 
A k k o rd -  und Leistungschiebungen. Vorw eg sei aber 
noch der G rund der M ö g lichke it zu Überverd iensten e in ­
geschaltet.

Konstruktions- und Fabrikationsverbesserungen
sind F akto ren , welche die Le is tungsm ög lichke it des A r ­
beiters pro  Stunde ganz e rheb lich  verbessern können. 
Diese Verbesserung t r i t t  n ic h t m it  e inem  Schlage auf. 
D ie Verbesserung kann  sich im  Lau fe  von  M onaten und 
Jah ren  ausbauen und zu e iner stetigen, aber langsamen 
Le is tungste igerung füh ren , welche durch  hohe Kosten 
verursachende N eukonstruk tionen  e rre ich t w urde. G leich­
g ü ltig , ob Z e it-  oder S tückakko rd , P räm ie  oder Bedeaux- 
System, w ird  s ich eine dauernde Ü berw achung der A k ­
korde aus technischen G ründen als no tw end ig  erweisen, 
so daß die a u f dem E nerg ieaufw and beruhende Leistungs­
ste igerung außer A nsatz bleiben kann , v ie lfach  nach den 
ta r if lic h e n  G rundsätzen auch bleiben muß, u m  den 
A rb e ite r in  den Genuß seiner P räm ie fü r  M ehrle istung 
zu setzen.

Zusammentreffen von Zeitlohn- und Akkordarbeit.
Z e itlo h n - und A k k o rd a rb e it tre ffen  aus den verschie­

densten Ursachen zusamm en. Gemeint is t h ie rm it sach­
lich , daß e in  A rb e ite r n ic h t n u r ausschließlich A k k o rd ­
arbe iten  ve rrich te t, sondern aus betrieb lichen G ründen 
auch m it  Lohnarbe iten  beschäftig t w ird .

Bei den Lohnarbe iten  haben w ir  es nun  m it  zwei 
Gruppen zu  t u n :

a) A rb e it im  L ohn  an p ro d u k tive n  A ufträgen , da es sich 
fü r  E inze la rbe iten  n ic h t lo h n t, langw ierige A k k o rd ­
berechnungen anzuste llen, oder w e il es sich u m  A r ­
beiten handelt, welche e rs tm a lig  ausgeführt werden 
und handw erksm äßigen C harakter haben, also z. B. 
a u f G rund von  Skizzen ausgeführt Werden,

b) A rb e it im  L ohn  zu r R e in igung der M aschinen, Be­
se itigung  von  Feh le rn  an F a b rika t oder M aschine, 
W arteze iten  in fo lge  M ateria l- oder A rbe itsm angel, 
M asch inenstills tand  usw.

Die Schiebungen, welche hierbei gemacht werden,
ze rfa llen  g le ich fa lls  in  zwei G ruppen:

a) Bei m ange lha fte r A u fs ich t, oder m it  D u ldung  des 
V ora rbe ite rs  beschäftig t sich der A rb e ite r w ährend der 
Z e it, in  w elcher er im  L ohn  arbe ite t, tro tzdem  m it  
seiner A kko rd a rb e it, macht V ora rbe iten , Z urich tu n ge n  
oder sonstige Arbe iten, welche im  A kko rd p re is  be­
za h lt werden.

b) D er A rb e ite r schreibt oder läß t sich m ehr L ohn ­
stunden bescheinigen, ai s er ¡n W irk lic h k e it  benötig t 
ha t. Dieser Um stand w ird  besonders angew andt bei
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N a m e :  M ohrhauer, F r itz A b t e i l u n g :  Schlosser N r. 304

A k k o rd
Nr.

verd ien t 
a Std. A rb e it A k k o rd

Nr.
verd ien t 
4 Std. A rb e it

83 1,26 Bleche nach Ze ichnung 
15 602 zu rich te n T ,

136
s. f w o rau f is t bei g le icher A rb e it der Ver-

1,18 nach Z e ichnung  15807 | d ienstunterschied zu rü ckzu füh ren . H ie r
W in k e l an fe rtigen 1 nachzuprü fen  und e v tl, die Z e it abzu-

536 1,38 Bleche nach Ze ichnung ( stoppen

15 602 zu rich te n

928 1,19 nach Z e ichnung  15 807
W in k e l an fertigen

A rb e ite r-A k k o rd -K o n tro lle .

B eh inderung in  der A k k o rd a rb e it selbst, da es dem 
M eister n ic h t m ög lich  is t, au f die M in u te  den A r ­
be itsausfa ll zu  ko n tro llie re n .

Wie sich derartige Zeitschiebungen auswirken,
geht aus dem folgenden Beispiel h e rv o r: 

t a t s ä c h l i c h e  L e i s t u n  g d e s  A r b e i t e r s :

24 Stunden Lohna rbe it m it  e inem  Lohn  von
R M . 1.20 pro S tu n d e .....................................  RM . 28.80

24 Stunden A kko rd a rb e it zu r A n fe rtig u n g  von 
500 B lechve rk le idungen  zum  Preise von 
RM . 6.—  %  S tü c k ..........................................  RM . 30.—

e f f e k t i v e r  W o c h e n v e r d i e n s t  RM . 58.80

e r f o l g t e  A u s z a h l u n g  a n  d e n  A r b e i t e r :

28 Stunden Lo h na rb e it fä lsch lich  angegeben
m it  dem L ohn  von  R M . 1 .2 0 ................... RM . 33.60

20 Stunden A kko rd a rb e it zu r A n fe rtig u n g
der obigen B le c h v e rk le id u n g e n ................  RM . 30.—

a u s g e z a h l t e r  W o c h e n v e r d i e n  s t  RM . 63.60

D u rch  diese Zeitsch iebung e rh ö h t sich der D u rch ­
schn ittsverd ienst des A rbe ite rs  pro  Stunde von RM . 1.22 
a u f RM . 1.32. E ine Steigerung, welche absolut n ic h t 
w e ite r a u ffa llend  is t, w e i l :

a) m it  Spitzenverd iensten im m e r gerechnet werden muß,

b) Zeitschiebungen ev tl, gebräuch lich  sind und daher auch 
keine aus dem Rahm en fallende Verdienste e rz ie lt 
werden,

c) e in A usg le ich der Schiebungen n ic h t in  e iner W oche, 
sondern je  nach D auer der A kko rd e  in  m ehreren 
W ochen s ta ttfinde t.

Kontrollmaßnahmen, die sich lohnen.
Die zu r Verm e idung de ra rtige r Schiebungen m ög­

lichen  K o n tro lle n  s in d :

a) K o n tro lle n  der A rbe itsp lä tze  durch  M eister oder Be­
triebsbeam te. Voraussetzung h ie rbe i is t, daß der 
M eister ke inem  A rb e ite r m ehr als einen Lohn- oder

A kko rd ze tte l in  die H and g ib t. Es besteht dann die 
M ö g lichke it bei der K o n tro lle , von  dem A rb e ite r bei 
der A rb e it den Lohnze tte l zu verlangen. Der In h a lt  
desselben m uß m it  der A rb e it übere instim m en.

b) D ie A rbe itsze tte l (L o h n - und A k k o rd -)  werden n ic h t 
m it  der H and ausgefü llt, sondern die A n fangs- und  
Schlußzeiten werden gestempelt. Z u r  besseren Ü ber­
s ich t können h ie rfü r  die gew öhnlichen A rb e ite r-K o n ­
tro llk a r te n  ve rw and t werden, welche dadurch einen 
doppelten Z w eck e rfü lle n , indem  sie e inm al als K o n ­
tro llk a r te  fü r  die A rb e it selbst und sodann als A n ­
w esenheitskontro lle  dienen. A n s ta tt der einen W ochen­
ka rte  ve rfü g t sodann jeder A rb e ite r über so v ie l 
K a rte n  in  der W oche, als er an verschiedenen A u f ­
trägen gearbeite t ha t. D ie K a rte n  fü r  erled igte A r ­
beiten müssen sich im  G ewahrsam  des M eisters be­
finden, w ährend  die K a rte  fü r  den in  A rb e it befind­
lichen  A u ftra g  sich s ich tba r in  den K o n tro llkä s te n  an 
der U h r befindet.

c) E ine weitere K on tro llm aß nahm e  s te llt die oben w ieder­
gegebene A b b ildung  dar.

F ü r jeden A rb e ite r w ird  eine K a rte  ausgestellt, au f 
w e lcher a lle  A kko rd e  fü r  denselben eingetragen werden. 
Diese K a rte  e rm ö g lich t jederze it, festzuste llen, in  
welchen Grenzen sich die A kko rdve rd ienste  bewegen. 
Besonders hohe A kko rdve rd iens te  werden V eran las­
sung zu r P rü fu ng  des A kko rdes, oder aber z u r be­
sonderen Beobachtung des A rbe ite rs  geben. D ie 
K a rte i w ird  zw eckm äßig im  Lohnbü ro  g e füh rt, sofern 
h ie r die A usrechnung der A kko rd e  vorgenom m en 
w ird .

E ine ähn liche  K a rte i is t em pfeh lensw ert im  Betriebs- 
büro , A k k o rd v o rk a lk u la tio n s - oder A rbe itsvo rbe re itungs­
büro zu fü h re n . Der Untersch ied zw ischen dieser und 
der abgebildeten K a rte  besteht da rin , daß die zweite 
K a rte  fü r  jede Z e ichnung  oder gleiche A rb e it ausgestellt 
w ird , und a lle  sich w iederholenden A kko rd e  und E rgeb­
nisse h ie r e ingetragen werden.

Diese zweite K a rte i läß t sodann ganz besonders in te r ­
essante Schlüsse zu, w enn gleiche A rbe iten  durch  ve r­
schiedene A rb e ite r ausgefüh rt werden. D ie K a rte  g ib t 
auch eine unschätzbare U nte rlage  ab fü r  Neufestsetzung 
von A kko rd e n , w e il h ie r der A b la u f aus einem  grös­
seren Z e itra u m  erscheint.

K a r l F e c h t n e r .
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Beleg und B ilanz
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4 B B uchha ltung
O rganisation
K arte ien

2 mal praktische Karteikarten

I» P rak tisch  erleichtertes Bestellwesen.
A u f welche A r t  und W eise ein Indus triekonze rn  durch 

A usnu tzung  der R A L -L ie fe rbed ingungen , Bezeichnungs- 
V orschriften usw. den E in k a u f g le ichm äßiger, zuverläs­
siger W aren  s icherste llt und sich durch  einfache H ilfs ­
m itte l das Bestellwesen e rle ich te rt, darüber en tha lten  die 
R K W .-N a c h r ic h te n  in  Nr. 9 /1930 folgende p raktisch  
interessante E inze lhe iten : Z u  dem gedachten Zw eck hat 
das K onzern-N orm büro  der M A N  (M asch inen fab rik  
Augsburg— N ürnberg A .-G . in  N ürnberg) u. a. die nach­
stehend wiedergegebene B es te llvo rsch rift als K onzern- 
N orm  herausgearbeitet. Sie is t als solche im  K onzern- 
N orm sam m elw erk und ' in  den E inkau fska rte ien  ver­
anke rt. Diese M aßnahme en tb inde t den E in kä u fe r vom  
im m er w iederkehrenden erneuten S tud ium  der L ie fe r­
bedingungen und g ib t ih m  k la re  Anw e isung, z. B. in  dem 
vorliegenden Falle  in  der Beste llung das G ewicht, die 
Sorte, Bem usterung und V erpackung anzugeben, im  
übrigen  den V e rm e rk  anzubringen „ f ü r  Eigenschaften, 
P rü fu ng  und Abnahm e gelten die R A L-L ie fe rbed ingungen  
N r. 844 E “ . D a m it is t der A u ftra g  e indeutig  Umrissen. 
Der Beste ller is t v o r Rückschlägen, die sonst in  anderen 
Fällen du rch  lückenhafte  W arenkenn tn is  oder n ic h t ge­
nügend k la re  A u ftra gse rte ilu n g  entstehen können, ge­
sichert. D er w eitere  V o rte il dieser A r t  der Beste llung 
is t der, daß, sofern diese fü r  die B e s te llvo rsch rift n ieder­
gelegten notwendigen Angaben auch bei der E in h o lu n g  
von Angeboten benutz t werden, Angebote eingehen, die 
un te r sich nach jeder R ich tung  h in  verg le ichbar sind, 
da sie dann a u f e iner e inhe itlich , e indeutig  gewonnenen 
M ateria lbasis beruhen.

Bestell Vorschrift-E isenocker 1 a  609

<U r*
£  S
% G
c '63

Notwendige Angaben fü r Bestellung. 
Gewicht . . . .  kg 
Sorte1) :

c c 
0 § 
■§ c

1. Eisenocker
2. Ka lkarm e Eisenocker

Bemusterung: D ie L ieferung ha t gemäß ...........  Muster zu er-
folgen.

I 
G

en
eh

m
. :

 
..

I 
A

us
ga

be
 : 

...
...

... 1. Muster (Ausfa llm uster) als eine aus der L iefe rung entnom­
mene, verbindliche Durchschnittsprobe.
i? '«Tyi>C" muster zu r U n terrich tung über Aussehen und Be­

schaffenheit der zu liefernden W are, ohne daß verlangt w ird , daß 
das betr. Muster den zu liefernden W aren entnommen ist. Ver­
packung : Handelsüblich (im  Großhandel in  Fässer, im  Einzelhandel 
■n Papierbeutel).

O, r j V .  E i g e n s c h a f t e n ,  P r ü f u n g  u n d  A b n a h m e  
s i t e n  d i e  R A L - L i e f e r b e d i n g u n g e n  Nr .  8 4 4  E.

,. henswert wäre es, daß auch andere Verbraucher
m uste rgü ltigen  Beispiel fo lgen und  d a m it n ic h t 

selbst, sondern auch den zu den R A L -V e re in ­
ungen stehenden E rzeuger- und H andelskreisen die

aus w ir tsch a ftlich e r F e rtigung  und W arenve rte ilung  zu 
erw artenden V orte ile  sichern w ürden. V orte ile , die auch 
w ieder le tz ten Endes den V erbrauchern  zugute kom m en 
könnten .

I I .  W ie  k o n tro llie rt m an die Maschinen« 
A usnutzung.

Die AWF-Maschinenstammkarte (A W F 301)1),
deren Rückseite  gegenüber der frühe ren  A nordnung  
w e ite r e n tw icke lt is t, e n th ä lt Angaben, die fü r  die Zwecke 
der V e rw a ltu n g  und Betriebsbuchha ltung  bestim m t sind. 
D a m it b ie te t sie fü r  die V erw a ltungs- und die ka u fm ä n ­
nischen A bte ilungen  folgende V o rte ile :

i-  G esam tübersicht über die vorhandenen Betriebs­
m itte l,

2. E rle ich te ru n g  der In ve n tu r,

3- E infaches Feststellen der aktenm äßigen Vorgänge 
über Beschaffung und In s tandha ltung  der Betriebs­
m itte l und

4- le ichte E rm itt lu n g  der Abschre ibung und des B uch­
werts.

Bei der Verw endung des Vordruckes fü r  die Zwecke der 
B uch h a ltu n g  is t es zweckm äßig, außer dem Anschaffungs- 
Wert der M aschine e insch ließ lich  dem Zubehör auch die 
Kosten der A u fs te llu n g  und der Fundam ente zu ve r_ 
m erken , sowie die Q uoten fü r  Abschre ibung, V erz insung 
und  V ersicherung. D ie A bschre ibung e rfo lg t vom  Neu­
w e rt bzw. Gebrauchswert. D er jew e ils  verbleibende B uch­
w e rt is t maßgebend fü r  die A u fs te llu n g  von B ilanzen  
und fü r  die Belastung der einzelnen A b te ilu ngen ^ei 
der Betriebsabrechnung m it  den Kosten fü r  Abschre ibung, 
V erz insung  und V ersicherung.

D u rch  diese V erm erke in  der M aschinenkarte is t 

sowohl die Abschreibungsumme, als auch die Ver­
zinsung- und Versicherungsumme 

je  A b te ilu n g  e in fach  und  doch sehr genau festzustellen. 
F ü r m ona tliche  Aufw andsrechnungen ¡s(- jew e ils  1 / 12 
dieser Jahresbeiträge einzusetzeu. D ie a u f der R ü ck_ 

Seite der K a rte  befind lichen Spalten „A u ß e r  B e trieb “ , 
„E rg ä n z u n g e n “ , „Ä nde rungen  und Instandsetzungen“ , 
„A u ftra g s n u m m e r“  und „K o s te n “  b ilden  eine S ta tis tik  
der aufgetre tenen Störungen. Diese läß t Rückschlüsse 
a u f den W e rt, die rich tige  Verwendung und Behandlung 
der betreffenden Maschine sowie über die W ir ts c h a ft lic h ­
k e it  w e ite re r Instandsetzungsarbeiten zu.

D ie kau fm änn ische  Bew ertung  von Anlagen sollte  
zw ang läu fig  m it  e iner technischen Bew ertung  durch  den 
B etriebsingen ieur verbunden sein. Dieser s te llt nach vor-

‘ ) Nach RKW-Nachrichten Nr. 11/1930.
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genom m ener Instandsetzung fest, ob die vorherige  L e i­
s tungsfäh igke it, G enau igke it und  dergl. w ieder v o ll er­
re ic h t oder ob eine M inderung  der W irkungsw eise  oder 
A rbe itsgüte  als Folge zurückgeblieben und eine en t­
sprechend n iedrigere B ew ertung  am P latze ist. E ine durch 
U m bau erre ichte  Verbesserung der Arbeitsweise w ird  
du rch  E rh ö h un g  der B ew ertung  zum  A usd ru ck  gebracht' 
An lagen, die den no rm a len  Betriebsansprüchen n ic h t m ehr 
genügen und  die n u r als Reserve verw endet werden, sind 
a ls m ange lha ft gegenüber einer neuze itlichen  E in r ic h ­
tu n g  zu bewerten. Be im  endgü ltigen  Ausscheiden aus 
dem  B etrieb  is t der S ch ro ttw ert, der ja  auch die Grenze 
fü r  die A bschre ibung ist, der betreffenden M aschine oder 
A n lage  zu verm erken . A ls  S ch ro ttw ert g ilt  zweckm äßig 
der W e rt, der sich aus dem G ew icht der M aschine in  
K ilo g ra m m  m u ltip liz ie r t  m it  dem Schrottpre is in  R M /k g  
e rg ib t.

Das kaufmännische Bewertungsverfahren
kann  p rak tisch , w ie  fo lg t, d u rch g e fü h rt w e rde n : Der 
B e trieb  trä g t a lljä h r lic h , am  besten bei der In v e n tu r , in  
das vorhandene Verze ichn is der A n lagen seine Bewer­
tungsve rm erke  e in ; diese dienen entweder dem Buch­
h a lte r als R ich tschnu r fü r  die Höhe der A bschre ibung 
oder sie können  durch  den B etrieb bzw. im  ka u fm ä n ­
nischen B üro  auch zu graphischen W e rtk u rv e n  zusam ­
m engesetzt werden.

Da die Abschre ibungsquote  fü r  jede Maschine nach 
Ü be rp rü fu ng  des technischen W ertes du rch  den Be­
triebs ingen ieu r he rau f- oder herabgesetzt werden kann, 
so läß t sich erre ichen, daß der a u f der M asch inenkarte  
angegebene B uch w e rt du rch  E rhöhung  oder V e rringe ­
ru n g  der Abschre ibungsquote  m it dem G ebrauchswert 
übe re ins tim m t.

Zw eckm äßig  is t es,

vor Genehmigung von Instandsetzungsaufträgen
an H and  der M asch inenstam m karte  zu p rü fe n :

a) ob die G aran tieze it bereits abgelaufen ist,

b) in  w elchem  V e rhä ltn is  die vorgesehenen In s ta nd ­
setzungskosten zu den Anschaffungskosten der M a­
schine stehen.

D ie In v e n ta rk a rte i und A bschre ibung vom  N euw ert 
bzw. G ebrauchswert is t auch fü r  die N euw ertvers iche­
run g  von  größ ter Bedeutung. D ie  Angabe des K ra f t ­
bedarfs bzw . der A n tre ib le is tun g  b ie te t e inen guten A n h a lt 
fü r  den Verte ilungsch lüsse l der S trom kosten au f die 
e inzelnen A bte ilungen , da m an  m eistens die S trom kosten 
nach der Menge der in s ta llie rte n  K W  a u f die einzelnen 
A b te ilungen  um zulegen pflegt.

Diese oben e rw ähn ten  Angaben fü r  Verw altungszw ecke 
finden sich a u f neueren A W F-M asch in e n ka rte n , so a u f 
denen fü r  Holzbearbe itungs- und  Tex tilm asch inen , der 
F ö rd e rm itte l und G ießere im odellkarten. D adurch  is t e r­
re ich t w orden, daß B etriebsfüh rungs- und  V e rw a ltungs­
angaben a u f e inem  V o rd ru ck  ve re in ig t sind. Dies ve r­
e in fa ch t die K a rte ifü h ru n g  erheb lich  und verm eidet 
etwaige U n s tim m ig ke ite n  zw ischen K a rte ie n , die von  ve r­
schiedenen Stellen a u f dem Laufenden gehalten werden. 
D a der R aum  fü r  Änderungen, Instandsetzungsarbeiten 
und Neuanschaffungen von  E rsa tz te ilen  bei K a rte n , die 
schon längere Z e it in  V erw endung sind, n ic h t m ehr aus­
re ich t, is t eine E rgänzungskarte  ausgearbeitet w orden. 
Diese e n th ä lt außer den benötig ten Angaben, also denen 
fü r  E rsa tzte ile , Instandsetzungen und  Ä nderungen, auch 
die fü r  die kau fm änn ische  V e rw a ltu n g  und ka n n  dem ­
gemäß als Fortse tzungsb la tt jeder A W F -M asch inenka rte  
verw endet werden.

RM.
Anschaffungswert ............................................ 17 75Q-—
zugehörige W erkzeuge ...................................  1 500.—
Aufstellungskosten .......................................... 350.—
Fundam entkosten ............................................  4QQ.—

Neuwert (Gesamtbetrag) .............................. 200 00 .—

Abschreibungsquote 
vom Neuwert

10%

Verzinsungsquote
7%

Versicherungsquote
1,5%

Abbruchkosten V erkau ft am Erlös

Abt. Großdreherei 
Masch.-Nr. 21 

Drehbank

Jahr
Abschreibungs­

betrag vom Neuwert

RM.

Ze itw ert

RM.

Verzinsung

RM .

Versicherung

RM.

Außer Betrieb Abzuschreibende Änderungen 
und Instandsetzungen

A u ftra g  Nr. Kosten RM.

1. 1. 27 

1. 1. 28 

15- 9- 28 
I. I. 29 
1. r . 30

Neuwert

-  2000.—

850.—
- 2085.—
-  2085.—

20 000.—  

18 000.—  

18 850.—  

16765.—  

14 680.—

1400.-

1260.-

” 7 5 -

30.—

27.—

25.60

21.90

A n triebs­
m otor
ausge­

wechselt

A  625 850.—

Ersatzteile

Umlaufende
Körnerspitze

bestellt
am

12. 2. 28

geliefert

8. 3. 28

verbucht

4.4.28

Kosten
RM.
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Beleg und B ilanz
4- Jahrgang, H e ft
20. M ärz 1931

9
f l

2 Börse
A usb lick (3)

Wie steht das Börsen=Barometer ?
Die von uns im  le tz ten  B e rich t (abgeschlossen am 

20. 1.) vorausgesagte Hausse is t e ingetreten und h a t fü r  
unsere Leser, welche den W in k e n  ge fo lgt sind, e rfreu liche  
Resultate gebracht. Im m e rh in  entsprechen

die Steigerungen in ihrer Plötzlichkeit
(20 %  und m ehr) —  tro tz  der voraufgegangenen überaus 
großen Senkungen und  der zu rze it noch im  Vordergründe 
stehenden günstigen M om ente —  n i c h t  der derzeitigen 
Lage in  P o lit ik  und W irts c h a ft, w o rüber m an  sich k la r  
sein m uß. Es is t daher m ög lich , daß die weitere E n t­
w ic k lu n g  in  e in  ruhigeres und stetigeres Fahrwasser e in­
lä u ft, was begrüßenswert wäre und  Entscheidungen er­
le ich te rn  w ürde . Es is t tro tzdem

wieder eine Zeit der Vorsicht im Anmarsch
und dieser U m stand w ird  besonders zu berücksichtigen

W iederum  weisen w ir  m it  besonderem N achdruck da rau f 
hm , daß die schon frü h e r e rw ähnten

U U u d, Verbesserungen der Wertpapier- 
Rentabilität0^ 0611 Grundsätzen der Liquidität und

der D a u e rk o n ju n k tu r  und S icherhe it unve rzü g lich  vo rzu ­
nehm en sind. A n le itu n g  h ie rzu  finde t sich in  a llen  
unseren frühe ren  und  den fo rtlau fenden  B erich ten.

D ie A n leger werden sich m ehr als sonst um  die F rage 
zu kü m m e rn  haben, welche P roduktionsgebiete die U n ­
ternehm ungen, deren Papiere erw orben werden sollen 
oder im  Besitze sind, umfassen, und welche Persön lich­
ke iten  maßgebenden E in fluß  au f den Gang der U n te r­
nehm en haben. Heute is t es auch fü r  den N ich tfa ch m a n n  
bereits deu tlich ,

welche Produktionszweige in auch noch so schweren 
Zeiten gute Erträge abwerfen dürften.

H in s ic h tlic h  des persönlichen Einflusses w ird  es im m e r 
deu tlicher, daß jene W irtsch a fts fü h re r, deren Auffassung 
der Lage sich jene r der —  um  re in  sach lich  und den 
w irts c h a ftlic h e n  Tatsachen entsprechend einen po litischen  
B eg riff zu gebrauchen —  Rechtsopposition ang le ich t, 
rech t behalten d ü rfte n ; es is t daher m it  S icherhe it zu: 
e rw arten , daß sie diese Auffassung auch in  ih ren  E n t­
schlüssen ausdrücken und ih ren  E in fluß  in  der R ich tung  
größerer S icherhe it und  V o rs ich t w irk e n  lassen; das. 
kann  sich fü r  solche U nternehm ungen und deren A n te ile  
n u r günstig  ausw irken .

Den von uns wiederholt „getippten“  Wertpapieren
fie l auch bei der Hausse e in  entsprechend großer G ew inn­
an te il zu ; das setzt s ich z. T . auch noch je tz t fo r t ,  so z. B. 
bei Schubert &  Salzer, die w iederum  größere Gewinne 
a u f G rund der offenbarten glänzenden Verfassung und; 
großen L iq u id itä t  zu verzeichnen ha tten.

Beleg und B ilanz 
4- Jahrgang, H e ft 9 
20. M ärz 1931

f t

11 A H andelsrecht
Prozeßkosten

Geschäft und Recht

Die Unhaltbarkeit unseres Rechtsstreitwesens
^ u tw m E a n M a w o z e ß w e x ^ n ^ 0tZ^ n unse^ r  Wirtschaft, zeigt sich recht kraß die Unhaltbarkeit unseres- 
zu k o s t Z i e h T Z  ßZ T a Ä  t S mt l  T  T l ZU kompliziert und langwierig, sondern vor allem auch v iT l  
das große R i s i k o  de9 im  PrnL n en<̂ en Ausführungen legen dies dar, insbesondere w ird  aber dabei auch a u f 

grofie R i s i k o  des im  Prozeßwege gegen böswillige Schuldner vorgehenden Geschäftsmannes h in g Z ie Z '.

Es is t b e s t im m t a u ch  e in  Z e ic h e n  u n s e re r W ir t -  i.  A mt s g e r i c h t .
S c h a f t s n o t ,  a) Gerichtskosten =  Prozeß-, Beweis- und Urteilsgebühren

- . _ RM . 3XI5.....  ......................... ......................  _  rnM
w e n n  h e u te  d ie  g e r ic h t l i c h e n  A u s e in a n d e r s e tz u n g e n  z w i -  **) Anwaltskosten-, Prozeß-, Beweis- und Verhandlungs*
sehen G läub igern  und  Schuldnern sich in  e inem  Maße , gebühren 3 x 2 5 .-  r m ................................................. _
häufen, daß von  einer nie zu vo r gekannten Inansp ruch ! '  g‘e'Ch' n K°St' n ,ür den Verklagten........................  ■ ”  75-
nahm e der Gerichte in  Handelsangelegenheiten gesprochen zusammen = k m . 195.—
werden kann. W as dabei m ehr denn je  in  die E rsche inung In  der zw e iten  (—  Berufungs- — ) Ins tanz in  der die

heutigen G e ^ h t lv e ’ f ‘ b ^  K  °  s 1 s p ‘ e 1 1 § k  e I * des P a rt®ien du rch  einen R echtsanw alt ve rtre ten  sein müssen, 
w  «  ;t  f i al' renS, lln<i Sodann das ln  der Lang- erhöhen sich die Gerichtsgebühren Um die H ä lf t  d i^
f f i r T  l deS Verfahrens begründet liegende R i s i k o  A nw a ltsgebühren  um  dre i Zehnte l, w ie  fo l t .
streckbar^ ^  “  Ende SChließÜch einen v o ll-  2. L a n d g e r i c h t .  S '
daß w  _fn S c k u I d t l t e l  e rlang t, aber dann feststellen m uß, Genchtskosten =  rm . 3x22.50 .................................  =  r m . 67.50

Def dem Schuldner n ich ts  m eh r zu ho len is t. E in  ?! Anwaltskosten für den Kläger RM-3>- 32.50_= „  97.50.
d e s o  el B ild  von  den K o s t e n  und den G e f  a h  r e n  °  den V e i t e n  ..............5 ..............  ..  ? % j ,

e in iger z ’> Vorgehens gegen Schuldner haben v o r zusammen = k m . 262.50
T hüring ische  W i r t t w l r  ” a" del®kam m ern  iü r  das Gegen das U rte il der B erufungsinstanz g;bt es ke in .
e inp  TT r W lrtsch a ftsgebiet dadurch gegeben, daß sie weiteres R ech tsm itte l. Das U rte il des Landgerichtes is t

R M  *y£®®^®ustatistik f ü r  z w e i P rozesse —  be i also in  diesem Fa!le rech tskrä ftig . Is t der V e rk lag te  in
. 0UU- ~  u n d  R M . 6 0 0 0 . -  S tre itw e r t  —  zw e ite r Ins tanz  zu r Z ah lung  der geschuldeten R M . 500.—

aufgem acht haben « • . , , .. v e ru r te ilt  w orden,
z u r D u rc h fü h ru n g  eines " p  estgest*:11,:. zunächst: daß so hat er zu zahlen ...............  ......................... »Schuld RM. 500.—
R M  >;oo__  __  f  e in e s  Rechtsstreites in  Hohe von +  die Rechtsstreitkosten =  1. Instanz RM . 195.—

Rechtsanwaltes b e d ie n e ^ 8* *  ? nd JBe^ la ete r sich eines Instanz -enen —  folgende Kosten en ts tehen : zusammen = Kivi. 097-50
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Einige Gewinne der von uns genannten Papiere seien 
genannt:

Es stiegen
Deutsche S te in ze u g ................ von 99.5°%  au* ” 7»75% ; Gewinn 18,25%
Schubert &  Salzer........................... 108,70% „  140,75% ; >> 32><>5%
W anderer-W erke ......................  „  28,00% ,, 39.75% ; .. ” .75%

(H ierbe i beachte m an das Verhä ltnis der Steigerung zum K u rs !)
l.G .F a rb e n ....................................von 116,70% au f 139.75% ; Gewinn 23,05%
P o lyphon-W erke ......................... „  134.5°%  .. 152,00% ; ,, 17,5°%
Lindes E ism asch inen................  ,, 130,00% ,, 146,25% ; ,, 16,25%
Germania P o rtland-Z em ent.. ,, 57,00% ,, 79,75% ; ,, 22,75%

(Auch h ier is t besonders das Verhä ltn is zwischen Eingangskurs, bei 
Em pfehlung und Gewinn zu beachten!)
•Glas B ro c k w itz ......................... von 2 2 ,0 0%  au f 36,00% ; Gewinn 14,00%..

(D er Gewinn beträgt fast 75% des E inkaufskurses!)

Die fes tve rz ins lichen  W erte  s ind in  dem a u f diesem 
Gebiet üb lichen  Maße der Bewegung gefolgt.

Daß es U nte rnehm ungen  g ib t, die

trotz der schlechten Wirtschaftslage steigende Er­
träge

zu verzeichnen haben, bestätig t u. a. der Abschluß der 
S e e h a n d l u n g ,  w e lcher einen M e h r g e w i n n  
von  2 M illio n e n  ausweist.

A u ch  die L e d e r w e r k e  W i e m a n n  A .G ., 
H a m b u r g  sind in fo lg e  des guten Ergebnisses in  der 
Lage, eine D iv idende von  10%  gegenüber 8 %  im  V o rja h r 
auszuschütten. D ie G e r a e r  S t r i c k g a r n f a b r i k  
G e b r .  F e i s t k o r n  A .G ., d e r e n  A b s c h l u ß  
ü b r i g e n s  e i n  s e h r  g u t e s  B i l d  z e i g t ,  ha t 
eine b e m e r k e n s w e r t e  E r t r a g s t e i g e ­
r u n g  zu verzeichnen, welche sie instand  setzt, eine 
D i v i d e n d e  v o n  16%  f ü r  1930 g e g e n ü b e r  
e i n e r  s o l c h e n  v o n  12 % i n  d e n  l e t z t e n  
6  J a h r e n  auszuwerfen.
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R echt beachtenswert, w e il eine gewisse D iv idenden ­

s iche rhe it gewährend, sind w e ite r fo lgende W ertpapiere, 
deren E rw erb  bei entsprechenden T ie fku rsen  w e rtv o ll is t:

S a c h s e n w e r k  L i c h t  u n d  K r a f t  A k t . :  
von  der A .E .G . is t fü r  diese A k tie  eine M indestd ividende 
von  7%  g a r a n t i e r t ,  sodaß u n a b h ä n g i g  v o m  
G e s c h ä f t s e r f o l g  dieser Satz als M indestquote zu 
be trachten ist. (V o r ja h r  7 (4 %  D ividende.)

G u s t a v  G e n s c h o w  &  Co.  A k t . :  A u f G rund 
des Interessengem einschaftsvertrages m it  der R hein isch- 
W estfä lischen Sprengstoff-A.G . (le tztere  l.G .F a rb e n ­
interesse) w ird  sie 40%  des D ividendensatzes der l.G . 
Farben verte ilen .

D y n a m i t  N o b e l - A k t . :  F ü r diese Gesellschaft 
g a ra n tie rt die l.G .F a rb e n  die A usschü ttung  eines D iv i­
dendensatzes, w e lcher die H ä l f t e  jenes der l.G . 
Farben ( im  V o rja h re  12%  plus 2 %  Bonus) beträgt.

Der D iv idendengaran tie  fü r  die le tz tgenannten  3 Ge­
sellschaften is t die ve rtrag liche  B estim m ung  zu Grunde 
gelegt, daß nach gewissen, festgesetzten M indestabschre i­
bungen die jew e ils  von den Gesellschaften erz ie lten Ge­
w inne  oder Verluste der l.G .F a rb e n  gutgeschrieben oder 
belastet werden. Sollte sich jedoch aus diesen Ü be rtra ­
gungen fü r  die l.G .F a rb e n  e in  V e rlus t ergeben, so w ird  
er a u f die Gesellschaften im  selben V e rh ä ltn is  v e rte ilt, 
w ie  es sich nach dem oben beschriebenen G aran tie ­
schlüssel e rg ib t.

Warnungen:
W ir  haben m it  gutem  G rund w iede rho lt vo r auslän­

dischen E ffe k te n -A n im ie r-B a n ken  gew a rn t; diese W a r­
nungen erstrecken sich nunm ehr auch a u f d i e  h o l ­
l ä n d i s c h e  B a n k f i r m a  P.  C. v a n  G e l d e n  
&  C o ,, A m s t e r d a m ,  die in  g le icher W eise zu 
K ä u fe n  vo n  E ffek ten  und  B ete iligungen an undurchs ich ­
tigen, ja  geradezu zw e ife lha ften  U nte rnehm ungen an lockt.

D ir . I.  L . K .

H ie rzu  kom m en dann noch die baren Auslagen des 
Gerichtes fü r  Porto , Schreibgebühren, Inse rtio n , Z e u ­
g e n  und  S a c h v e r s t ä n d i g e ,  sowie die A us­
lagen der R echtsanw älte fü r  P orto , Um satzsteuer usw. 
Rechnet m an dazu noch die Kosten der U rte ils vo lls tre k - 
kung  durch  einen G erich tsvo llz ieher, so ha t der V erk lag te  
w e it m ehr als das Doppelte der Schuld zu bezahlen!

D ie Thüringenschen In d us trie - und H andelskam m ern 
dem onstrie ren  dann w e ite r den K os ten fa ll bei einem 
S tre itw e rt von RM . 6000.— . H ie rbe i kom m en dre i In ­
stanzen —  Landgerich t, O berlandesgericht und Reichsge­
r ic h t  —  in  B e trach t (das R e ichsgerich t m it  e in igen A us­
nahm en n u r dann, w enn der S tre itw e rt RM . 6000.—  über­
s te ig t). In  a llen  dre i Instanzen müssen die Parte ien beide 
d u rch  R echtsanw älte ve rtre ten  sein. D ie Kosten betragen :

1. Instanz =  Landgericht.
a) G erich tskosten.....................................................  RM. 270.—
b) Anwaltskosten des K lä g e rs ............................. ,, 495.—
c) Anwaltskosten des V e rk la g te n ......................  „  495.—  RM. 1260. 

2. Instanz =  Oberlandesgericht.
a) G erich tskosten....................................................... RM. 405.—
b) u. c) A n w a ltskos ten ............................................. ,, 1287.—  =  ,, 1692.__

3. Instanz =  Reichsgericht.
a) Gerichtskosten ......................................................  RM. 360.—
b) u. c) A n w a ltsko s te n ............................................. „  858.—  „  1218.—

zusammen RM. 4170.—

H ie rzu  kom m en w ieder die Barauslagen des Gerichtes, 
der R echtsanw älte und des G erich tsvo llz iehers.

Im  o rden tlichen  S tre itve rfah ren  w ird  sich n u r Ge­
ringes an diesen Kosten ersparen lassen; v ie lfach  werden 
sie noch durch Zeugen- und Sachverständigengebühren 
w esentlich  e rhöh t. M an ersieht daraus, daß 
die Kosten in einem unglaublichen Verhältnis zu der 

Höhe des Streitobjektes
stehen. Z u  berücksich tigen  is t auch, daß der K läge r in  
jedem  Falle  die Gerichtskosten und die eigenen A n w a lts ­
kosten vorzulegen hat, w enn es ih n  re iz t, gegen seinen 
Schuldner einen vo lls treckbaren  S chu ld tite l zu erlangen. 
Da das ganze V erfahren  an sich schon rech t la ngw ie rig  
ist, und in  den m eisten F ä llen  als Schlußergebnis die 
Festste llung  gem acht werden muß, daß tro tz  a llem  bei
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dem Schuldner n ich ts m ehr zu holen ist, w a rn ten  die T h ü ­
ringenschen In d us trie - und  H ande lskam m ern  angesichts 
dieser Verhä ltn isse m it Recht davor, den Prozeßweg zu 
beschreiten, solange noch irgendw elche A ussichten zu r 
gü tlichen  E rled igung  der Streitsache bestehen.

Solche Prozesse —  gewonnen ohne Handhabe der V o ll­
s treckung  oder ve rlo ren  —  können  selbst Geschäfte von 
Bedeutung zum  R u in  b ringen . Andererseits w ieder wissen 
bösw illige  Schuldner in  sehr gerissener A r t,  diese Sach­
lage auszunutzen.
Mit Seelenruhe und Anwaltsklugheit
lassen sie es a u f die K lage des G läubigers und den L a u f 
des Prozesses bis z u r le tz ten  Ins tanz  ankom m en.

Da d räng t s ich nu n  doch die Frage auf, ob in  unserm  
Rechtsstreitwesen n ic h t d u r c h g r e i f e n d  W a n d e l  
g e s c h a f f e n  werden könn te  und m üßte. Zunächst 
m uß der W e g  g e e b n e t  werden, um  gegen bös­
w illig e  Schuldner —  die H yänen  unserer W ir ts c h a ft —  
in  kürzeste r F ris t den r is ik o fre i vo lls treckbaren  Schuld­
t ite l in  die H and des G läubigers zu bringen. D ieser 
W eg is t ja  heute endlos lang  du rch  die langw ie rige  A rb e its ­
weise der G erichte. D ann  aber w ären  sowohl die a m t­
lichen  K osten und  die A nw a ltsgebühren  ganz erheb lich  
im  Interesse unseres Rechtswesens a b z u b a u e n .

In  unserm  gesamten Prozeßwesen herrsch t noch v ie l 
zu sehr
Sankt Bürokratius m it seinem Formenkram
und  ju r is tis ch e r S p itz find igke it, was in  der Hauptsache 
im m e r dem B eklagten zugute  ko m m t, der es versteht, 
die Endentscheidung —  die an sich bereits durch  den 
Instanzenzug o ft unabsehbar is t —  im m e r w e ite r h inaus­
zuzögern. M an so llte  wenigstens in  kau fm änn ischen Rechts­
stre iten  m e h r K a u f m a n n s g e i s t  w a lten  lassen und da­
fü r  sorgen, daß h ie r aus G ründen der G e r i c h t s p r a x i s  
und  des f i n a n z i e l l e n  R i s i k o s  n i c h t  d a v o r  g e ­
w a r n t  werden muß, den K lagew eg zu beschreiten. Die 
A ngs t vo r der K lage  so llte  bei dem Schuldner entschieden 
obw alten —  heute beherrscht sie t a t s ä c h l i c h  den 
G läubiger, dem der K lagew eg buchstäb lich  als ein 
D o r n e n w e g  erscheint. K a r l N o r b i s r a t h ,



Beleg und B ilanz
4- Jahrgang, H e ft 9
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n
10 B Um satzsteuer 

E ingerich te te  Räume

Ratschläge aus der Steuerpraxis in Reich und Ländern

Der Streit um die Umsatzsteuer für eingerichtete Räume
1. D e r  neueste Stand d er Rechtsprechung.
Verpachtungen und Vermietungen von Grundstücken
und von  Berechtigungen, a u f welche die V o rsch riften  des 
bürge rlichen  Rechts über G rundstücke A nw endung 
finden, sowie von  staa tlichen  Hoheitsrechten, die sich au f 
die N u tzung  von G rund und Boden beziehen, ble iben nach 

'§ 2 N r. 4 des Umsatzsteuergesetzes, m it  Ausnahm e der 
Verpachtungen und  V erm ietungen e inge rich te te r Räume, 
um satzsteuerfre i. Diese im  üb rigen  k la re  V o rsch rift is t 
se it Jah ren  h e ftig  u m s tr itte n  h in s ich tlich  des Begriffs 
„e inge rich te te  R äum e“ . Zunächst setzt dieser B e g riff 
im m er eine „U m b a u u n g “  voraus. E ine im  Fre ien e in­
gerichtete T ra in ie rba h n  is t daher ke in  e ingerich te ter 
R aum  im  Sinne der V o rsch rift. U nbedenklich  aber fa llen  
un ter den B egriff a lle  m öb lie rten  Räume. Dagegen is t die 
V erm ie tung  unm ö b lie rte r W ohnungen  um satzsteuerfre i.

Der Begriif des eingerichteten Baumes
h a t eine besondere Bedeutung im  R ahm en der g e w e r b ­
l i c h e n  Räume. D ie Rechtsprechung des R eichsfinanz­
hofs ha t gerade bezüglich  der gewerb lichen Räum e den 
B egriff der „E in r ic h tu n g “  a llm ä h lich  im m e r w e ite r gefaßt 
und  gew erb lich  e ingerich te te  Räume schon seit längerer 
Z e it dann als vorhanden e rachte t, w enn sich wesentliche 
E in rich tu n ge n  in  ihnen  befinden, die sie fü r  die Benutzung 
zu einem  bestim m ten  Z w eck  geeignet erscheinen lassen. 
Demgemäß h a t der R eichsfinanzhof als umsatzsteuer- 
p flic h tig  e rach te t: die V e rm ie tung  von  K ü h lrä u m e n  
(R S tB l. 1920, S. 358), die en tge ltliche  Überlassung von 
Verkau fständen in  der M a rk th a lle  e iner Gemeinde (R S tB l. 
1927 S. 194 und 1929 S. 69), die V e rm ie tung  von Pack­
häusern (Koppe, Jahrbuch  des Steuerrechts I X .  Jahrg. 
S. 403).

Neuerdings ha t nun  R F H . u n te r V  A  289/30 v. 23. 5. 30 
(S am m lung Bd. 27 S. 11) fo lgenden Rechtsgrundsatz 
a u fg e s te llt:

„Eingerichtet sind Bäume in Gebäuden,
sow eit sie nach den G rundsätzen neuze itlicher B aukunst 
fü r  einen bestim m ten  anderen Z w eck  als den W ohnzw eck 
e rbau t oder um gebaut worden sind, schon dann, wenn 
sie dem Bauzw eck entsprechend b a u l i c h  h e r ­
g e r i c h t e t  worden s ind .“  D ie Entsche idung geht 
davon aus, daß nach der ausd rück lichen  V o rs c h rift des 
§ 4 der R eichsabgabenordnung bei A uslegung des Ge­
setzes die E n tw ic k lu n g  der w irts c h a ftlic h e n  Verhältn isse 
zu berücksich tigen  is t. Diese E n tw ic k lu n g  habe im  
Bauwesen dazu ge füh rt, daß die neuzeitliche  B aukuns t in  

entgehendem Maße d a rau f abziele, Bauten von v o rn ­
ein fü r  einen bestim m ten  Z w eck  so anzulegen und 

1; rZ'^r ' C*lte n | e‘ ne besondere bewegliche E in r ic h tu n g  
lesen Z w eck entweder überhaup t n ic h t m ehr nö tig  

oder ne en der bau lichen  H e rric h tu n g  von  Gebäude und 
R aum  n u r noch von  ganz un tergeordne te r Bedeutung sei. 
Bei anderen als W ohngebäuden bedeute danach ,,e in ­

gerich te te  R äum e“ , ganz abgesehen davon, welchen Sinn 
der Gesetzgeber m it  diesem B egriff verbunden habe, „dem  
Bauzw eck entsprechend b a u l i c h  hergerichtete 
R äum e“ . Das gelte w ie  fü r  Räum e in  einem  eigens fü r  
bestim m te Zwecke erbauten Gebäude, so auch fü r  Räume 
in  einem  fü r  solche Zw ecke u  m  gebauten Gebäude. —

Diese Gesetzesauslegung lä u ft  p rak tisch  auf 
eine neue Belastung des Hausbesitzes 
hinaus, insbesondere derjen igen Hausbesitzer, die Räume 
fü r  gewerbliche Zwecke verm ieten, und sie werden sich 
n ic h t w undern  dürfen, w enn die F inanzäm te r die E n t­
gelte fü r  die V erm ie tung  gew erblicher Räume, die bisher 
v ie lle ich t vie le Jahre um satzsteuerfre i blieben, w e il neben 
der bau lichen  A ussta ttung  :—  etwa Schaufenster u. dg l. —  
eine besondere bewegliche E in r ic h tu n g  n ic h t vorhanden 
w a r, n u nm ehr zu r Um satzsteuer heranziehen.

B egre iflicherw eise h a t die m itge te ilte  neue Entschei­
dung des R eichsfinanzhofs, gegen deren rech tliche  Be­
g ründung  ka u m  etwas auszurich ten  sein w ird , n ic h t n u r 
in  den K re isen  der S teuerpflich tigen, sondern auch bei den 
verschiedensten W irtschaftsve rbänden  lebhaften W id e r­
spruch hervo rge ru fen . So is t besonders der Hansabund 
fü r  Gewerbe, Handel und  Ind us tr ie  in  B e rlin  beim  Reichs­
m in is te r der F inanzen wegen Beseitigung der Um satz­
steuer fü r  e ingerichtete Räume vo rs te llig  geworden. So­
w o h l das R e ichsfinanzm in is te rium  als auch der Reichs­
fin a n zho f vertre ten  jedoch die A uffassung, daß die neueste 
Rechtsprechung, du rch  welche die Um satzsteuerpflh-bt 
fü r  e ingerich te te  Räum e festgelegt w ird , keine Neue ru n g 
a u f dem Gebiete des Um satzsteuerrechts darste llt, sondern 
n u r  der U m fang  der gesetzlichen V o rsch rift abgegrenzt 
und ausgelegt w ird . Das R e ichsfinanzm in is te riUm giaub t 
das A u fko m m e n  an Um satzsteuer fü r  e ingerichtete 
Räume, das es a u f 8 M illio n e n  RM . jä h r lic h  schätzt, m it  
R ücks ich t a u f die schlechte Kassenlage des Reiches n ic h t 
entbehren zu können und  le h n t es deshalb ab, von  sich 
aus die U m satzs teuerpflich t fü r  e ingerichtete Räume 
aufzuheben.

Im  Reichstage is t die Deutsche V o lksparte i m j t  einem 
In it ia t iv a n trä g e  zu r Beseitigung der U m satzsteuerpflicht 
fü r  e ingerich te te  Räume hervorgetreten. D er H ansa­
bund h a t die ih m  nahestehenden Parteien des Reichstages 
gebeten, diesen A n tra g  der f lu ts c h e n  V o lkspa rte i zu 
un ters tü tzen.

Ob die Bem ühungen, im  Wege der Gesetzgebung eine 
Ä nde rung  des gegenwärtigen Rechtszustandes herbe i­
zu füh ren , e rfo lg re ich  sein werden, b le ib t abzuwarten.

Reg ie rungsra t W . F i s c h e r .

I I .  E in  R ückb lick  über die b isherige Recht: 
sprechung.

„R ä u m e  sind e ingerichtet, w enn sie zu e inem  ih re r  
Z w eckbestim m ung entsprechenden Gebrauęh e iner b e- 
s o n d e r e n  B e s c h a f f e n h e i t  bedürfen und  so
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beschaffen sind, daß sie der Pächter oder M ie te r zu  dem 
Zwecke, zu dem sie verpach te t oder ve rm ie te t sind, be­
nutzen k a n n .“  (R F H . U rte il vom  23. 3. 26 —  V A  3S /ZĆ-) 
Nach dieser D e fin it io n  des Reichsfinanzhofs is t also dann 
von  e inem  e ingerich te ten  R aum  zu sprechen, w enn der­
selbe entweder besonders beschaffen oder seiner Zw eck­
bestim m ung entsprechend ausgestattet is t. U n te r B  e- 
s c h a f f e n h e i t  dü rfte  w o h l in  der Hauptsache die 
b a u l i c h e  E i n r i c h t u n g  zu verstehen sein, w äh­
rend u n te r A u s s t a t t u n g  eines Raumes die Summe 
der m itve rm ie te te n  oder m itverpach te ten  E in r ich tu n g s ­
gegenstände aufzufassen ist, die zu r F üh ru n g  eines ge­
w erb lichen  Betriebes oder e inem  anderen Z w eck  e rfo rde r­

lic h  sind.
Ob nun

die Ausstattung der Räume
durch  m it  den Gebäuden fest verbundene Gegenstände 
oder durch  bewegliche Gegenstände e rfo lg t is t, is t ohne 
Bedeutung. Ebenso is t es n ic h t e rfo rde rlich , daß der 
Pächter oder der M ie te r den R aum  nunm ehr ohne weiteres, 
also ohne Beschaffung w e ite re r E inrichtungsgegenstände 
benutzen kann , sondern es genügt, daß die w esentlichen 
Gegenstände vorhanden sind, die eine B enutzung des 
Raumes im  Sinne des M ie tvertrages e rm öglichen. „E in e  
verpachtete, e ingerich te te  G astw irtscha ft v e rlie rt aber 
n ic h t dadurch den C harakte r als e ingerich te te  R äu m lich ­
k e it, daß der Päch te r die a lten  E inrichtungsgegenstände 
d u rch  neue e rsetzt.“  (R F H . U r te il vom  20. I .  28 —  V A  
692/27 .) Z u  e inem  besonderen Zwecke hergerichtete 
R äum e im  Sinne von  § 2 Abs. 2 N r. 4 U StG , verlie ren  
aber den C harakte r e inge rich te te r Räume, w enn sie n u r 
verpach te t und ve rm ie te t s ind, und  zu dem nunm ehrigen  
P acht- oder M ie tzw eck die b isher e rfo rde rliche  E in r ic h ­
tu n g  n ic h t m ehr e rfo rd e rlich  is t .“  (R F H . U r te il vom  
14. 5. 29 —  V  A  876/29.)

S ind e ingerich te te  Räume so ve rm ie te t, daß die leeren 
Räum e gegen m ona tlichen  oder v ie r te ljä h r lic h e n  M ie t­
z ins ve rm ie te t w erden, und  die G eschäftse inrich tung zu r 
B enu tzung  gegen E n tg e lt fü r  deren A bnu tzung  und 
U nte rgang  überlassen w ird , so ka n n  je  nach den U m ­
ständen tro tz  dieser Zerlegung in  zw ei Verträge die U m ­
sa tzs teuerp flich t nach § 5 R A O . e in tre ten .

„ W ir d  eine G. m . b. H . m it  ih re m  gesamten F ab rika ­
tionsbetriebe sam t Gebäude und  M aschinen als O rgan 
e iner anderen Gesellschaft fü r  diese tä t ig  und  e rh ä lt sie 
d a fü r außer dem Ersatz der U nkosten  eine feste V er­
z insung ih res S tam m kap ita ls , so k o m m t eine U m satz­
s teuerp flich t weder wegen V erpach tung  e ingerich te te r 
Räum e noch sonst in  F rage .“  (R F H . U r te il vom  n .  11. 27 
V  A  652/27.)

F ü r die A uss ta ttu n g  der e ingerich te ten  Räum e seien 
h ie r e in ige Beispiele gegeben, die zw a r te ilw eise aus der 
früh e re n  R echtsprechung des R eichsfinanzhofs en t­
nom m en sind, dennoch fü r  die je tz igen  Verhä ltn isse noch 
in  B e trach t kom m en  d ü rften . U m sa tzs teuerpflich tig  sind 
E n tge lte  aus fo lgenden „e ing e rich te te n  R äum en“ : 

Gastwirtschafträume,
die m it  B ü fe tt, A u ssch a n kvo rrich tu n g , T ischen und 
S tüh len versehen sind, auch w enn das sogenannte k le ine  
In v e n ta r  (G esch irr und Bestecke) n ic h t m it  ve rm ie te t 
s ind. (R F H . U . v . 28. 12. 20 —  I I A  350 /20  — .) 

Abgeteilte Verkaufstände
einer städtischen M a rk th a lle , die m it  T ischp la tten  und
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zum  Anhängen der W aren  m it Stangen und  R ingen ver­
sehen sind. (R F H . Bd. 18 S. 190.)
Zu einem Lichtspieltheater eingerichtete Räume, 
auch w enn der M ie te r den V o rfüh rungsappa ra t und  die 
P ro jek tionsw and  a u f eigene Kosten beschaffen m uß. 
(R F H . R S tB l. 1927/102.)

Entge lte  aus den m it  E inrich tungsgegenständen ve r­
sehenen
Ausstellungsräumen
in  e iner A usste llungshalle  oder dem dachlosen Innenhofe  
derselben (R F H . U rte il vom  16. 9. 27 —  V A  368/27 — .) 

Fischindustrielle Räume,
die m it  eingebauten Räucheröfen, zum  T e il auch m it  
B ra tp fannen  und Pökelbecken ausgestattet sind. (R F H . 
R S tB l. 1923/132.)
Vermietung von Kühlräumen,
in  denen sich w e ite r n ich ts  als die zu r Z u fü h ru n g  von 
K ä lte  e rfo rde rlichen  K ü h l-  und Lü ftungsan lagen  be­
finden. (R F H . R S tB l. 1920/358.) Daß einzelne M ie te r 
von K ü h lrä u m e n  noch besondere V o rrich tungen , w ie  
H aken oder Stangen, zu r E rle ich te ru n g  der E in lage rung  
von  W aren  m itb rin g e n , is t unw esentlich. (R F H . U r te il 
vom  18. 1. 29 —  V A  904/28.)

In  seinen neuesten E ntsche idungen h a t der Reichs­
finanzho f den B egriff „E in g e ric h te te  R äum e“  im  Sinne 
des § 2 Abs. 2 N r. 4 UStG , nach e iner anderen Seite aus­
gedehnt. U n te r B e rücks ich tigung  des § 4 R AO . geht die 
Gesetzesauslegung dah in ,
daß bei Räumen, die anderen als Wohnzwecken 

dienen,
das „Einrichten“  auch in einem „Herrichten“  be­

stehen könne,
daß in  a llen  Fällen , w o die Räum e fü r  e inen anderen, be­
sonderen Z w eck herge rich te t s ind, die S teuerp flich t ge­
geben sei, ohne daß es a u f das Vorhandensein und die 
Z a h l besonderer, beweglicher E inrichtungsgegenstände 
ankom m e. V ie lm eh r ka n n  schon die bau liche A n lage  
an sich das M erkm a l der „E in r ic h tu n g “  fü r  andere als 
dem W ohnen  dienende besondere Zw ecke e rfü lle n  und 
bei e inem  Gebäude u n te r Um ständen von  vorneherein  
einen im m e r w iederkehrenden „ T y p “  darste llen, nach 
dem seine R äum e n u r fü r  die besonderen Zwecke he r­
ge rich te t und ohne solche fü r  W ohnzw ecke n ic h t ve r­
w endbar s ind. D araus is t zu fo lge rn , daß die Räume und 
ih re  Beschaffenheit, die sich fo lg e ric h tig  aus der bau­
lich e n  S tru k tu r  des Gebäudes e rg ib t, das W esentliche 
sind und n ic h t —  im  Gegensatz zu den eingangs er­
w ähn ten  Entscheidungen —  die Z u ta t bew eglicher E in ­
richtungsgegenstände. Dies g il t  um  so m ehr, w o  die 
E in r ic h tu n g  in  der verm ie te ten  oder verpachteten A n lage 
selbst, ohne Z u ta te n  des V erm iete rs, gefunden w ird  und  
dieses Tatbestandsm erkm al insbesondere do rt als gegeben 
angesehen w ird , w o solche Z u ta te n  zu r B enu tzung  der 
Räum e fü r  ih ren  Z w eck  gar n ic h t no tw end ig  sind. (V g l. 
R F H . U rte il vom  5. 10. 28 —  V A  668/28 — .)

In  seinem U rte il vom  5. 10. 28 (—  V  A  668/28 — ) en t­
schied der R F H ., daß 

die Vermietung von Kraftwagenhallen, 
u n m itte lb a r und , ohne der E in b rin g u n g  w esentlicher E in ­
richtungsgegenstände du rch  den M ie te r zu bedürfen, a ls 
V e rm ie tung  e inge rich te te r Räum e im  Sinne des Um sStG . 
aufzufassen is t. (F o rts , fo lg t.)

D ip l.-K fm . D r. J o s e f D i l g e n .
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Beleg und  B ilanz
s 10 D Steueraufgabe: Lösung zu N r .2

4 - Jahrgang, H e ft 9 Steuerbilanz
20. M ärz 1931 n Bew ertung

Praktische Steuerschule /  (Ls ^ ^ ^ > teuer‘ u,g‘ be Nr'2
6 rich tige  Lösungen w u rde n  m it e in e r B uchpräm ie  ausgeze idm et: H ans  Bartsch, W .; O tto  K a r ­

ger. Sch.; W a lte r  D o r ffe ld t ,  G.; H ans  G lodcer, K .; K a r l  D a rm o d iw a l, H .; H u g o  B auer, H .
7 w e ite re  Lösungen wiesen u n r id it ig e  A u ffassungen  au f.

Einige neue Fälle zum Bewertungsproblem.
I .  H a t die G. m . b. H . sich bei der Bew ertung  in  der 

handelsrechtlichen B ilanz  fü r  einen der beiden an sich zu­
lässigen W erte, Anschaffungspre is  abzüg lich  Abschre ibung 
oder n iedrigerer gemeiner W e rt, entschieden, so b le ib t sie 
an dieses e inm al ausgeübte W a h lrech t auch fü r  die Bewer­
tung  in  der K örperschaftsteuerb ilanz, die fü r  denselben 
S tich tag au fgeste llt w ird , gebunden. D ie B ilanzänderung, 
die im  vorliegenden Falle von  der G .m . b. H . gefordert is t, 
also Ersatz eines zulässigen W ertes durch  einen anderen 
zulässigen W e rt, is t n u r zulässig, wenn zu vo r die handels­
rech tliche  B ilanz  in  der W eise geändert w ürde, daß die 
M aschinen n ic h t m it  dem Anschaffungspre is abzüglich  
Abschre ibung angesetzt werden, sondern m it  dem ge­
ringeren  gemeinen W ert. Diese Ä nderung  der handels­
rech tlichen  B ilanz wäre aber n ic h t fo rm los  m ög lich , 
sondern müßte durch  die G esellschafterversam m lung 
vorgenom m en werden, der die A u fs te llu n g  der handels­
rech tlichen  B ilan z  obliegt.

Außerdem  is t es auch zw e ife lh a ft, ob der A nsatz des 
späteren Veräußerungspreises von  R M . 15 000.—  am 
B ilanzstich tage  den gemeinen W e rt der M aschinen dar­
s te llt. Z w a r können Ereignisse, die nach dem B ila n z ­
stichtage in  absehbarer Z e it e in tre ten  m ü s s e n  und 
die technische D auer der V erw endbarke it der M aschinen 
verkürzen, durch  E rhöhung  des Abschreibungsatzes

be rücks ich tig t werden. D urch  den vo r dem B ilanzstich ­
tage gefaßten Beschluß, der aber am Stichtag noch n ich t 
du rch g e fü h rt w ar, die M aschinen zu yeräußern, is t deren 
Verw endung fü r  den Betrieb am Stichtag noch n ic h t ge­
ändert; sie dienen in  der bisherigen W eise noch dem Be­
tr ie b ; sie konn ten  auch tro tz  der Veräußerung ih re  bisher 
anzunehm ende technische Lebensdauer behalten, wenn 
sie z. B. von einem  Betrieb erw orben w ären, der sie in  der 
bisherigen W eise w e ite r verw endet hätte.

Der E insp ruch  der G. m . b. H . ka n n  h ie rnach  keinen 
E rfo lg  haben.

2. D ie B lechw aren fab rik  is t zweife llos berechtig t, am 
Ende des W irtscha fts jah res  bei Ansatz der gekauften 
M aschinen, des In ve n ta rs  und des M ate ria ls  a u f den ge­
m einen W e rt dieser Gegenstände herabzugehen. Es kann  
auch zugegeben werden, daß der gemeine W e rt der ge­
ka u ften  Gegenstände ta tsäch lich  um  R M . 9000.—  n ied­
rig e r w a r als der vom  K ä u fe r angelegte K aufp re is . U n ­
r ic h tig  aber is t die A uffassung, daß der über den gemeinen 
W e rt der gekauften Gegenstände h inaus angelegte Preis 
über U nkostenkon to  ausgebucht werden könn te . Denn 
der E rw erbe r w a r sich von  vo rnhere in  darüber im  k la ren , 
daß die gekauften  Gegenstände als solche fü r  seinen Be­
tr ie b  n ic h t den W e rt ha tten, den er fü r  ih re n  E rw erb an- 
legen m ußte, sondern daß er m it  der Bezahlung eines 
Überpreises zug le ich den V o rte il bezahlen w o llte , daß er

Beleg und  B ilanz * 2 Versicherungswesen
4- Jahrgang, H e ft 9 8 K rankenvers iche rung
20. M ärz 1931 n

2 interessante Krankenkassenfragen
1 ^Arbeitslosen^mit der Krankenversicherung der

Nach § 1 1 7  A V A V G . werden die Arbe its losen durch 
die A rbe itsäm te r gegen K ra n k h e it ve rs iche rt und zw ar 
im  a llgem einen bei der zuständigen O rtskrankenkasse 
Gemäß § 123 A V A V G . können die Arbe its losen jedoch 
beantragen, daß sie bei der Kasse, der sie b isher angehörten, 
w e ite r ve rs ichert werden. Dieser A n tra g  is t b innen  einer 
W oche nach S te llung  des A ntrages au f A rbe its losen­
un te rs tü tzung  zulässig, jedoch n u r so lange, als der Be­
treffende noch keine Le istungen aus der zuständigen 
O rtskrankenkasse beansprucht ha t. A ls  K rankenge ld  
fü r  diese A rbe its losen  is t derjenige B etrag  zu gewähren, 
den der A rbeitslose als A rbe its losenun te rs tü tzung  er­
h ie lte , w enn er n ic h t e rk ra n k t wäre. Nach der bisherigen 
P raxis  der A rbe itsäm te r und der K rankenkassen du rften  
auch d ie jen igen  Arbeitslosen, die sich bei ih re r  b isherigen 

asse durch  das A rb e itsa m t w e ite r vers ichern ließen, von 
meser n ic h t das satzungsgemäße K rankenge ld , sondern 
e rha lt ran^o ngeld in  Hohe der A rbe its losenun te rs tü tzung  
a m tp ^ S  ;• ®es°be id  des Präsidenten des Landesarbeits-

Nach ' B randenburg  vom  l 8 ' I 2 ' * 929 A - Z .H I ,  I . )  
amtes / ei,ner ^ n^scbeidung des R eichsversicherungs- 
H a  K  0 20 / R evis ionssenat vom  1. O ktober 1930 A . Z . 
d a h i n y  d ü rfte  jedoch nunm ehr eine Ä nderung  
bei der Kra f m tre te il> daß die a u f G rund eines A ntrages 
vo rhe r aneeh t  6 Versicherten A rbe its losen, der sie 
A rbe i4 losem,n? tnÄ  n ich t K rankenge ld  in  Höhe der
A rbe its losenunterstü tzung, sondern

KrankengeldesHohe des satzungsgemäß höheren

erha lten . A us der Begründung der Entscheidung des 
Reichsversicherungsam tes s ind folgende grundsätzliche 
A us füh rungen  bem erkensw ert:

D ie V o rs c h rift des § 120, welche die Höhe des K ra n ­
kengeldes regelt, is t eine S ondervo rsch rift, die nur  f ^ r
die Fälle  der k ra f t  Gesetzes e in tre tenden K rankenvers iche­
ru n g  A rbe its loser nach § 1 1 7  des Gesetzes über A rb e its ­
v e rm itt lu n g  und A rbe its losenversicherung g ilt. A rbe its ­
lose, welche nach den a llgem einen gesetzlichen V o r­
sch rifte n  zu r Fortsetzung oder A u frech te rha ltung  einer 
K rankenve rs iche rung  bei e iner Krankenkasse nach der 
R e ichsversicherungsordnung oder dem R eichsknapp­
schaftsgesetz oder bei der See-Krankenkasse berechtig t 
sind, s ind indessen n ic h t a u f die gesetzliche K ra n ke n ­
vers icherung  nach § 1 1 7  des Gesetzes über A rb e itsve r­
m itt lu n g  und  A rbe its losenversicherung m it  den sich aus
diesem Gesetz ergebenden Besonderheiten beschränkt; 
sie s ind v ie lm e h r nach § 123 des Gesetzes über A rbe its ­
v e rm itt lu n g  und  Arbe its losenversicherung berechtig t, bei
ih re r  b isherigen K rankenkasse M itg lied  2U bleiben. Diese 
V o rs c h rift  is t geschaffen worden, Um den zu r fre iw illig e n  
W e ite rve rs iche rung  berechtig ten A rbe its losen die M ög­
lic h k e it  zu  lassen, ih re  bisherige K rankenve rs iche rung  
fo rtzuse tzen  und  sich dam it das R echt a u f etwaige höhere 
Le is tungen ih re r  Krankenkasse zu e rha lten . Im  Falle  der 
Fortse tzung  e iner Versicherung nach § 123 des Gesetzes 
über A rb e its v e rm ittlu n g  und Arbe its losenvers icherung  
gelten sonach fü r  die Leistungen die V o rsch rifte n  der 
Reichsversicherungsordnung oder des Reichsknappschafts­
gesetzes in  Verb indung m it den Satzungsbestim m ungen 
der in  B e tra ch t komm enden Krankenkasse, n ic h t aber die
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eine K o n ku rre n z  los w urde. Infolgedessen m ußte der 
Erwerbspre is zerlegt werden in  den Anschaffungspre is 
fü r  die Gegenstände, den m an  m it  RM . 31 000.—  an­
nehmen kann , und den Preis fü r  den e rw ähnten  V o rte il. 
Dieser V o rte il s te llt e in  w irtsch a ftlich e s  G ut dar, das 
neben den gekauften Gegenständen erw orben wurde. 
A lle  G üter aber, die einen W e rt haben und gegen Geld 
erw orben sind, müssen steuerlich  a k t iv ie r t  werden. Eine 
A bschre ibung a u f diesen B etrag fü r  den Schluß des W ir t ­
schafts jahres w äre n u r dann zulässig, w enn die B lech­
w a re n fa b rik  darlegen könn te , daß au f den Schluß des 
W irtsch a fts ja h re s  ein Geschäftswert von  RM . 9000.—  
n ic h t m ehr vorhanden gewesen sei, d. h. daß bei Veräuße­
ru n g  des ganzen Geschäfts über den T e ilw e rt der e in ­
zelnen Gegenstände des Betriebsverm ögens h inaus fü r  
den Geschäftswert e in  B etrag von R M . 9000.—  n ic h t zu 
erzie len gewesen wäre.

3. Nach der Rechtsprechung des R F H . is t der G rund ­
satz der B ila n z k o n tin u itä t nach § 20 EStG , n ic h t so a u f­
zufassen, daß als A n fangsverm ögen eines Steuerab­
schnittes das Endverm ögen des vorhergehenden Steuer­
abschnitts anzusetzen is t, ganz g le ich, ob das E ndver­
mögen r ic h tig  oder u n ric h tig  festgesetzt w ar. Es soll v ie l­
m eh r n u r der „ z u l ä s s i g e r w e i s e “  fü r  das Ende 
eines S teuerabschnitts eingesetzte W e rt am  A n fa n g  des 
nächsten Steuerabschnitts w ieder erscheinen. W enn das 
F inanzam t bei e iner späteren V eran lagung zu der Ü ber­
zeugung ko m m t, daß der W e rt eines Gegenstandes in  der 
E ndb ilanz des vorhergehenden Steuerabschnittes zu hoch 
angesetzt is t, so kann  es die B ilan z  der früh e re n  Jahre bis 
zu r Feh lerquelle  zu rü ck  berich tigen , da n u r die Steuer­
festsetzungen der frühe ren  Jahre in  R e ch tskra ft über­
gehen, dagegen n ich t die als maßgebend fü r  die Steuer­
festsetzungen anerkann ten  U nterlagen.

Von dieser fü r  z u l ä s s i g  e rk lä rte n  B e rich tigung  
der B ilanzen  der frühe ren  Jahre bis z u r Feh lerquelle  w ird  
aber nach der Entsche idung R F H . vom  17. 6. 1930 —  I  A

V o rsch rifte n  des Gesetzes über A rb e its v e rm ittlu n g  und 
A rbe its losenvers iche rung ; es finde t also die V o rsch rift 
des § 120 h ie r ke ine A nw endung .
II. Vom Arbeitgeber getragene Anteile des Arbeit­

nehmers
a n  d e n  S o z i a l v e r s i c h e r u n g s b e i t r ä ­
g e n  gehören n ic h t zum  E n tg e lt im  Sinne d. §§ 160, 
180 R V O ., w enn sie zw ar entsprechend e iner ö r t ­
lich e n  G ew ohnheit, aber doch fre iw ill ig  und w id e r­
ru f lic h  vom  A rbe itgeber übernom m en worden sind 
(zu  vg l. E. 3519 A N . 1929 S. IV  342, E uM . Bd. 25 
S. 334 N r. 139) (E n tsch . des Beschlußsenates der 
A b te ilu n g  fü r  K ra n ke n - und  Inva lide nve rs ich e ru n g  
vom  11. Dezember 1930, I I  K . 88 /30  B.) (ve rö ffen tl. 
in  R e ichsarbe itsb la tt N r. 6 v. 25. 2. 1931 Seite IV  
6 9 /70 ).

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Nach § 160 R V O . gehören zum  E n tge lt neben G ehalt 

oder Lohn  auch G ew innante ile , Sach- und andere Bezüge, 
die der Versicherte, auch w enn n u r gewohnheitsm äßig, 
s ta tt des Gehaltes oder Lohnes oder neben ih m  von  dem 
A rbe itgeber oder einem  D ritte n  e rh ä lt. A ls  Bezüge in  
diesem Sinne sind die a u f den Vers icherten  en tfa llenden 
B e itragsante ile  anzusehen, die der A rbe itgeber trä g t (zu 
vg l. H anow , K o m m e n ta r zum  1. Buch der R V O . 5. A u f­
lage S. 362 A n m . 8e zu § 160).

Es gehört n ic h t no tw end ig  zum  B egriff des „B ezuges“ , 
daß der A rbe itnehm er ih n  u n m itte lb a r „b e z ie h t“ . V ie l­
m ehr fä l l t  jede Z uw endung —  auch von  einem  D ritte n  
—  darun te r, vorausgesetzt, daß sie fü r  den Versicherten 
einen w irts c h a ftlic h e n  V o rte il bedeutet und  ih m  eine A u s ­
gabe erspart. N ic h t da rau f k o m m t es an, w o r in  die L e i­
stung besteht, sondern darau f, daß sie einen Verm ögens­
w e rt besitzt (zu vg l. N r. 18 der A n le itu n g  des R V A V . 
fü r  den K re is  der nach der R VO . gegen In v a lid itä t  und 
K ra n k h e it vers icherten Personen vom  26. A p r il 1912, 
A N . S. 721, 740). Das t r i f f t  bei der Übernahm e der 
A rbe itnehm eran te ile  du rch  den A rbe itgeber zu, da der 
nach § 394 R V O ., § 145 Abs. 2 A V A V G . zulässige Abzug
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42/30  —  R S tB l. 1930 S. 462 —  n u r dann und n u r inso­
w e it Gebrauch zu m achen sein, als sie n ic h t gegen Recht 
und B il lig k e it  (§ 6 R AO .) verstößt. E ine B e rich tigung  einer 
B ilanz , die, w ie  im  vorliegenden Falle , zu e iner sachlich 
ungerech tfe rtig ten  und vom  Gesetze n ic h t gew ollten 
doppelten Besteuerung fü h re n  m üßte, w ürde aber gegen 
Recht und B il lig k e it  verstoßen. Sie is t deshalb unzulässig.

Da im  angeführten  Falle  der fü r  den W arenposten in  
der E ndb ilanz 1928 noch a k tiv ie rte  Betrag von  RM . 7850.- 
bereits der Besteuerung 1928 un te rw o rfen  w orden ist, 
bestand nach den obigen Grundsätzen fü r  das F inanzam t 
ke ine Veranlassung, die E ndb ilanz 1928, die der rechts­
k rä ftig e n  V eran lagung zugrunde gelegen hatte, fü r  die 
V eran lagung fü r  1929 zu berich tigen . W enn  die A .-G . 
den Fehler, der ih r  bei der A u fs te llu n g  der E ndb ilanz 1928 
un te rla u fe n  w ar, sobald sie ih n  e rkannte , in  der nächsten 
B ilanz  berich tig te  und demgemäß den B etrag von  RM .7850 
in  der Schlußbilanz 1929 absetzte, so h a t sie dadurch auch 
n ic h t gegen die Grundsätze ordnungsm äßiger B u ch fü h ­
ru n g  verstoßen, w ie  g le ich fa lls  in  der angefüh rten  E n t­
scheidung R F H . dargelegt w ird .

4. D er Geschäftswert gehört zu den im m a te rie lle n  w ir t ­
scha ftlichen  G ütern . V g l. dazu oben u n te r 2.

D er Geschäftswert, der gegen E n tg e lt e rw orben is t, is t 
stets zu a k tiv ie re n . Seine Ausbuchung über U nkosten ­
ko n to  is t s teuerlich  unzulässig. Es is t n u r  zulässig, A b ­
setzungen fü r  W ertm inde rungen  vorzunehm en, die aber 
e iner besonderen Begründung bedürfen. A ls  solche Be­
g ründung  ka n n  im  vorliegenden Falle  die Angabe dienen, 
daß der Um satz um  die H ä lfte  zurückgegangen ist. Es 
ka n n  auch die persönliche U n tü c h tig k e it des Geschäfts­
inhabers fü r  den U m satzrückgang  v e ra n tw o rtlic h  sein, 
so daß bei e inem  V e rka u f des Geschäfts doch noch über 
den T e ilw e rt der Betriebsgegenstände h inaus e in  Betrag 
fü r  den Geschäftswert zu erzie len wäre. N u r das is t maß­
gebend fü r  die Bemessung der Absetzung fü r  W e rtm in d e ­
run g  a u f den Geschäftswert. D r. H . F. P 1 i  n k  e.

vom  B a rlo h n  in  dieser Höhe un te rb le ib t, dem Versicherten 
also zugute ko m m t (zu vg l. B ü ltm a n n  in  der „D eutschen  
K rankenkasse“  1930 Sp. 1507). D er B egründung der 
angefochtenen E ntsche idung ka n n  h ie rnach  n ic h t bei­
getreten werden. T ro tzdem  ge langt die Entscheidung 
zu e inem  r ich tige n  Endergebnis.

W ie  das V A . unw idersprochen festste llt, ziehen die 
A rbe itgeber in  H. die Be itragsan te ile  der H ausgehilfen 
zu den sozialen Versicherungen gew ohnheitsm äßig n ich t 
vom  Lohne ab. E ine solche G ew ohnheit begründet in ­
dessen ke in  die V o rsch rifte n  im  § 381 Abs. 1 R V O . und 
im  § 143 Abs. 2 A V A V G . änderndes G ew ohnheitsrecht, 
das durch  einen entgegenstehenden W ille n  der B e te ilig ten  
n ic h t ausgeschlossen werden könn te . W o h l is t es m ög lich , 
daß die bei A nw endung  der gesetzlichen V o rsch rifte n  e in ­
tretende M itbe las tung  der V ers icherten an den Beiträgen 
d u rch  G ew ohnheit ausgeschlossen w ird , ebenso w ie  § 139 
R V O . eine Verschiebung der Be itragslast zugunsten der 
V ers icherten durch  V e rtrag  zu läßt. In  der E. 3519, AN . 
1929 S. IV  342, E uM . Bd. 25 S. 334, is t aber bereits aus­
gesprochen w orden, daß Zuw endungen, die le d ig lich  aus 
W o h lw o lle n  gem acht werden, insbesondere also vom  
Arbe itgeber fre iw ill ig  getragene A rbe itnehm eran te ile , 
als Schenkungen gelten und daher n ic h t als E n tg e lt fü r  
geleistete A rb e it angesehen werden können. W enn  nach 
einem  O rtsgebrauch der A rbe itgeber solche A n te ile  trä g t, 
so h a t der ö rtliche  Gebrauch, w ie  in  der E. 3519 aus­
g e füh rt is t, n u r so lange rech tliche  Bedeutung, als der 
A rbe itgeber sich ih m  ohne weiteres fü g t. Dagegen ha t 
er diese Bedeutung n ich t, w enn seine A nw endung  durch  
eine V ere inbarung  der B e te ilig ten  oder —  w ie  h ie r —  
durch  die ausd rück liche  E rk lä ru n g  des Arbeitgebers 
ausgeschlossen w ird , daß es s ich um  eine fre iw illig e  und  
jederze it w id e rru flich e  Übernahm e der Be itragsan te ile  
handelt. U n te r diesen Um ständen ka n n  im  vorliegenden 
F a ll der V ers iche rtenan te il n ic h t als A rbe itsen tge lt im  
Sinne der §§ 160, 180 R V O ., sondern n u r als Geschenk 
be trach te t werden. E r is t dem nach ohne E in flu ß  a u f die 
Bemessung des G rundlohns.

D r. A lfre d  S c h n e i d e r .
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Beleg und B ilanz 9 4 C B uchführungsaufgabe: Lösung zu Nr. i :
4. Jahrgang, H e ft 9 8 Gesellschaften
20. M ärz 1931 n B ete iligung  —  R echtsverhä ltn is

Praktische Buchhalterschule /  L ö s u n g  d e r  B u c h f ü h r u n g s a u f g a b e  Nr .  i

4 beste Lösungen sandten e in :
O. B auß , H . ; K a r l  Darmochwal, H . ;  H . Ferger, E . ;  Leo Schönweiter, B . 

2 Lösungen waren teilweise rich tig .
H i weitere Lösungen waren unrich tig .

1. Teilhaber gesucht.
Nach A u fnahm e  des Teilhabers (nachstehend B ge­

nannt) s ieht die B ilanz w ie fo lg t aus:
A K T IV A  B i l a n z  am 2. Jan. 1931 P A S S IV A

RM. RM .
Kasse .................. 470.— K a p ita l-K o n to  A 28 000.—
Postscheckkonto 1 130.— K a p ita l-K o n to  B 28 OOO.—
B ankguthaben .
L a g e r ...................
E in r ic h tu n g  . . . .  
Außenstände . . . 
F irm e n w e rt . . . .

28 000.—  
iS  720.—

1 000.—
2 340.—

IO OOO.—

W areng läub iger 2 660.—

58 660.— 58 660.—

Es w a r in  der Aufgabe ausd rück lich  hervorgehoben 
worden, daß dem neuen Teilhaber (B) „d ie  H ä lfte  des 
Gewinnes z u fa lle n “  solle. Bei der anzustellenden Ü ber­
legung darüber, w ie  hoch die E in lage des B. zu bemessen 
sei, w a r daher davon auszugehen, daß B., um  die H ä lfte  
des G ewinns beanspruchen zu können, auch die H ä lfte  
des F irm enw ertes au fzub ringen  habe. Da der F irm e n ­
w e rt m it  RM . 20 000.—  angenom m en ist, ha t B. also die 
H ä lfte  =  RM . 10 000.—  e inzuzahlen. Außer dem F ir ­
m enw ert arbeitete aber in  der a lten F irm a  des A . dessen

K a p ita lko n to  in  Höhe von  RM . 18 000.—  m it. —  Da B. 
in  g le icher Höhe w ie  A . be te ilig t sein w ill,  muß er e in 
K a p ita l in  g le icher Höhe e inbringen. B . .h a t  also zu­
sammen RM . 28 000.—  zu zahlen. —  Verschiedene Leser 
haben nu n  den Fehlschluß begangen, von B. zu  verlangen, 
daß er den F irm e n w e rt m it  R M . 20 000.—  vergüte, also 
RM . 38 000.—  einzahle. D a aber A . doch w e ite rh in  an 
diesem F irm e n w e rt zu r H ä lfte  be te ilig t b leiben w ill,  w ird  
B. sich m it  Recht weigern, ih m  (dem  A .) m ehr als den 
halben F irm e n w e rt zu bezahlen. —  D u rch  die E inzah­
lu n g  bzw. Überw eisung des B. e rhöh t sich das K a p ita l-  
K on to  des A . um  R M . 10 000.— ; es w ird  ih m  der halbe 
F irm enw ert, den er ja  gewissermaßen an B . v e rk a u ft hat, 
gutgeschrieben. H ie rdu rch  e rg ib t sich die, —  w enn auch 
n u r vorläu fige , —  N otw end igkeit, a u f der A k tiv se ite  einen 
Gegenposten in  Höhe von  RM . 10 000.—  in  G esta lt eines 
F irm enw ert-K on tos  zum  A usg le ich einzusetzen. —  U m  
die E insetzung eines solchen F irm e n w e rt-K o n to s  zu 
verm eiden, haben zwei Leser vorgeschlagen, dem A . n ich t 
den halben F irm e n w e rt von RM . 10 000.— gutzuschreiben, 
sondern bar p r iv a t zu zahlen. Dieses V erfahren  is t an 
sich m ög lich  und kann  u. U . sogar p rak tisch  sein, fü r  den 
vorliegenden F a ll scheidet es aber schon da rum  aus, w e il 
es in  der Aufgabe heißt, daß A . das Geld „z u m  w eiteren 
A usbau“  brauche.

Beleg und B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 9 
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4 A B uchha ltung  
D urchschre ibe-B . 
System W e lf

Von technischiwirtschaftlicher Kaufmannsarbeit

Eine Kleinbuchführung zum Durchschreiben
Allgemeines.

Eine Loseb la tt-D urchsch re ibebuchha ltung  fü r  k le ine 
Betriebe, die ih re  w enigen Buchungen n ic h t tä g lic h  —  
sondern n u r w öchen tlich  e inm a l oder nach Belieben bzw. 
Z e it —  selbst vo rnehm en oder durch  e in  F e rnbuchha l­
tungsunternehm en bzw. durch  einen sog. Stundenbuch- 
ha lte r am  O rt besorgen lassen.

Beschreibung.
Die täg lichen  A ufze ichnungen  werden —  ha n dsch rift­

lic h  m itte ls  D u rc h s c h rift —  in  einem  B lo ck  vorgenom ­
men, dessen erstes weißes B la tt  p e rfo r ie rt is t und dessen 
zweites gelbes B la tt  —  m it  dem gle ichen V o rd ru ck  —  im  
B lo ck  verb le ib t, der also als K ladde d ien t und m it  den 
Belegen die G rundlagen fü r  die nach träg lich  erfolgende 
e igentliche B uchungsarbe it b ildet.

H ie rzu  w ird  das erste B la tt aus dem B lo ck  heraus­
gerissen, dam it dieser stets fü r  w e itere  Aufze ichnungen 
an O rt und Stelle verb le iben kann.

Das w oh lfe ile  Buchungsgerät w ird  in  zw ei A u s fü h ­
rungen g e lie fe rt:

Bei der besseren (R M . 35.—  bis 50.— ) besteht es aus 
e iner Sperrho lzp la tte , die am  lin k e n  Rande m it  e iner 
sehr e in fachen K le m m v o rr ic h tu n g  versehen is t. Zw ei 
Vorre iber ha lten  die eingespannten V o rd rucke  in  ih re r 
Lage fest.

Die zweite, noch b illige re  A u s fü h ru n g  (R M . 12.-^.) 
verwendet einen Preßspandeckel, der lin k s  einen a u f­
k lappbaren Preßspanstreifen ohne besondere Festhalte­
vo rr ic h tu n g  hat, w ährend  rechts eine Anlageleiste an ­
gebracht ist.

Es werden dre i A rte n  J o u rn a lb lä tte r verw endet: Credi- 
to ren m it  b lauem  Rand, D eb ito ren  m it  gelbem Rand und 
Sachkonten m it  ro tem  Rand, die im  V o rd ru ck  v ö llig  
g le ich sind.

Da die „K le in b u c h h a ltu n g  fü r  jederm ann“  als sog.
E i n s c h r i f t  buchha ltung  ausgebildet ist, s ind  au f den 
S achkontenb lä tte rn  —  ohne farb igen Rand —  die Be­
zeichnungen der Spalten: Belastung und G u ts c h rift u m ­
gestellt, lau ten  a lso : G u tsch rift und Belastung.

Das Verbuchen der Creditoren und D eb ito ren  zu den 
Sachkonten geht also in  der bekannten W eise der D u rch ­
schre ibbuchführungsgeräte  vo r sich.

U m  aber n un  beim  Verbuchen von  Sachkonten zu 
Sachkonten das Verschieben des zw eiten Sachkonten­
b la ttes u m  eine Spalte nach rechts —  das so manche 
Male versehentlich  u n te rb le ib t und deshalb eine un lieb ­
same Feh le rquelle  b ilde t Und das notwendige zw ei­
m alige Schreiben der Z ah l zu verm eiden, scha lte t das 
System „ W e lf “  ein ,,Sachgegenk o n to “  ein, das das 
e igen tlich  Neue des Verfahrens da rs te llt.
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W elchen K ap ita lb e tra g  e rha lten  nun  die Erben des A ., 
w enn dieser k u rz  nach A u fnahm e  des B . s tirb t?  Schon 
ohne die B ücher anzusehen, werden die Erben wissen, 
daß sein K a p ita l-K o n to  R M . 18 ooo.—  und der F irm e n ­
w e rt R M . 20 ooo.—  be trug , daß sie also RM . 38 000.—  
zu fo rde rn  haben. Das gleiche Ergebnis finden w ir  nach 
der obigen B ila n z : H ie r be träg t das K a p ita l-K o n to  des A . 
RM . 28 ooo.— ; dazu k o m m t die H ä lfte  des a k tiv ie rte n  
F irm enw ertes m it  RM . 5000.— , fe rne r die H ä lfte  des n ic h t 
a k tiv ie rte n  F irm enw ertes m it  RM . 5000.— , so daß der 
Gesamtbetrag RM . 38 ooo.—  errechnet w ird . Nehmen w ir  
sch ließ lich  den F a ll, daß dem A . von  B. RM . 10 ooo.—  
fü r  den ha lben F irm e n w e rt außerhalb des Geschäfts 
gezahlt w urden , so e rha lten  die E rben n u r RM . 28 ooo.— ,
nä m lich  das a lte  K a p ita l-K o n to  von R M . 18 ooo.------ r  %
des F irm enw ertes =  R M . 10 ooo.— . —  Leider haben 
viele Leser geglaubt, die Fo lgerung ziehen zu können, daß 
die Erben w eniger zu e rha lten  hä tten , als A . k u rz  v o r 
A u fnahm e des Teilhabers besaß, —  eine A nnahm e, die 
u n h a ltb a r is t, denn die buchha lte risch -fo rm a le  Tatsache, 
daß der F irm e n w e rt ganz, te ilw e ise oder gar n ic h t in  der 
B ilan z  erscheint, kann  in  ke in e r W eise die ta tsächliche  
Vermögenslage des A . oder seiner E rben bee in träch tigen. 
A u ch  is t es ja  fü r  die Erben des A . g le ich g ü ltig , was B. 
k u rz  v o r dem Tode des A . e ingezah lt hat, denn a lle  diese 
Beträge fa lle n  ja  ohneh in  an B . zu rü ck . Sowohl der erste 
T e il der A ufgabe, —  die E rrechnung  der E in lage des B. — , 
w ie der zweite T e il, —  die E rrechnung  des nachgelassenen 
Vermögens des A . — , s ind ohne irgendw elche B uch h a l­
tungskenntn isse, led ig lich  a u f G rund nüch te rne r Ü ber­
legung, ohne weiteres zu lösen. D ie eingegangenen A n t­
w o rten  zeigen aber, daß die Leser sich durch  ih re  eigene 
buchhalterische D a rs te llung  z. T . ve rw irre n  lassen, —  
denn w ie  w äre  es sonst m ög lich , daß die E rrechnung  der 
E in lage sowie des Nachlasses so w irk lich ke its fre m d e  E r­
gebnisse ze itig te?  Ebenso is t in  v ie len  A n tw o rte n  eine 
Ü berschätzung des Gesellschafts-Vertrages zu finden ; da 
werden a lle  m ög lichen  Schutzbestim m ungen vorgeschla­
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gen, durch  die m an sich anscheinend vo r a llen  W echsel­
fä lle n  geschützt fü h lt .  W er aber längere Z e it im  W ir t ­
schaftsleben steht, der weiß auch, daß Gesellschafts- 
Verträge, die alle M ög lichke iten  voraussehen, noch n ich t 
e rfunden sind, und daß es o ft  tro tz , —  m anchm al v ie l­
le ich t auch gerade wegen — , aus füh rliche r Verträge zu 
S tre itig ke iten  kom m t.

2. N im m  ha t einen R echnungsbetrag über R M . 271.—  
persönlich eingezogen, ohne den B etrag an die Kasse ab­
zu führen . Zunächst m uß die A nnahm e verschiedener 
Leser, daß h ie r e in  B e trug  vorliege, zurückgew iesen 
werden, denn ebenso g u t ka n n  N. im  Drange der Ge­
schäfte die A b lie fe rung  des ve rhä ltn ism äß ig  k le in e n  Be­
trages übersehen haben. W ie  dem auch sei, au f a lle  Fälle  
is t E h r lic h  u m  die H ä lfte  des von  N. kassierten Betrages 
RM . 135.50 geschädigt. —  N. h a t also den kassierten 
B etrag zu rückzuzah len . Daher is t zu buchen:
Kasse K to .
A n  W a re n -K to ........................................................  RM . 271.—
W ird  N., ansta tt bar zu zahlen, a u f seinem K o n to  be­
lastet, so la u te t die B u chung : P r iv a t-K to . (bzw . K a p ita l- 
K to .) N. an W aren -K to . R M . 271.— . Da g rundsä tz lich  
alle Geschäfte zu buchen sind, wäre es fa lsch, n u r die 
H ä lfte  von  RM . 271.—  RM . 135.50 —  zu verbuchen.
A u ch  is t es un n ö tig , das P riva t-(b zw . K a p ita l)K o n to  des 
E. heranzuziehen, der ja  die Verbuchung a u f W a ren -K to . 
ohneh in  zum  Schluß dem E . die H ä lfte  des Gewinnes aus 
diesem Geschäft, —  genau wie aus a llen  üb rigen  Ge­
schäften — , e rb ring t.

E ine r der H erren  Einsender is t nun , —  wozu a lle rd ings 
der W o rt la u t der Aufgabe n ic h t berechtig te — , davon 
ausgegangen, daß N. den E inkau fsp re is  m it R M . 190.—  
selbst bezahlt hätte. F o lg t m an dieser A nnahm e, so is t E. 
n u r u m  RM . 40.50 geschädigt w orden. Bei der R ic h tig ­
s te llung  in  der B u ch fü h ru n g  da rf aber n ic h t n u r dieser 
Betrag, sondern m uß das ganze Geschäft m it  E in ka u fs ­
und V e rkau fsw ert übernom m en werden.

D ip lo m ka u fm a n n  W . K  1 e b b a.

A u f diesen Sachgegenkontenblättern m it  ro tem  Farb- 
rand  —  fü r  Kasse, B ank , W aren , P r iv a t und alle  U n ­
kostenkonten —  sind die B eze ichnungen: Be lastung und 
G u tsch rift w ieder in  der gewohnten W eise angeordnet, 
so daß m it  dem e inm a ligen  N iederschreiben der Z a h l diese 
zw ang läu fig  an die r ich tig e  Stelle ko m m t.

D ie C red ito renkontenb lä tte r sind b lau, die D ebitoren­
b lä tte r gelb gerändert, w ährend  die S achkontenb lä tter, 
w ie  gesagt, ohne F arb rand  sind. Es w ird  also bei jeder 
B uchung ein fa rb ig  gerändertes und e in  ungerändertes 
K o n te n b la tt benutzt.

A u f den J o u rn a lb lä tte rn  s ind die Spalten: Be lastung 
und  G u tsch rift n ic h t vo rged ruck t, werden v ie lm e h r 
jew e ils  m it  der H and ausgefü llt.

Da es sich bei e iner K le in b u ch h a ltu n g  naturgem äß 
im m e r n u r um  wenige K on ten - und Jo u rn a lb lä tte r handelt, 
is t als A u fbew ah rung  eine handliche  Mappe vorgesehen, 
in  der die B lä tte r  durch  L e itka rte n  m it  R e ite rn  ge trenn t 
geordnet liegen.

Gebrauchsanweisung.
Z um  Buchen w ird  bei dem b illig e n  G erät der Papp­

s tre ifen  au fgek lapp t und senkrecht gehalten, das Jo u rn a l­
b la tt und  das S achkontenb la tt m it  zw ischengelegtem  
Farbpapier und  einem  obenauf gelegten w e ite ren  F arb ­
papier an dem Pappstre ifen lin k s  angelegt —  zeilen­
r ic h tig  n a tü r lic h  —  und dieser um gelegt.

D ie  zu beschriftenden anderen K o n te n b lä tte r werden 
dann an den rechten R and des festen Pappstreifens —  
ze ile n rich tig  —  angelegt.

A ls  H andunte rlage  be im  Schreiben d ien t e in S tück 
Preßspan, das n ic h t n u r das Durchpausen des F ing e r­
nagels oder des R inges ve rhü ten  soll, sondern auch das 
K o n te n b la tt —  das ja  n ic h t fes tgek lem m t is t —  du rch  
sein G ew icht in  seiner Lage festhä lt.

D ie Journa le  werden led ig lich  zu K on tro llzw e cke n  
benötig t und auch der M onatsabschluß kann  a u f einem 
fre ien  J o u rn a lb la tt hergeste llt werden.
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Anwendungsbereich.
Da das Preßspangerät e insch ließ lich  Tagesblock n u r  

RM . 12.—  kostet, ka n n  jeder K le inbe trieb  —  B äckere i, 
F leischerei und sonstige H andwerksbetriebe, G as tw irt­
schaften und  Einzelhandelsgeschäfte —  die A nscha ffung  
der E in r ic h tu n g  e rm öglichen.

Beurteilung.
Die „K le in b u c h h a ltu n g  fü r  jede rm ann “  e r fü llt  in  e in ­

facher W eise die an eine solche E in r ic h tu n g  zu stellenden 
Forde rungen :

bequeme H andhabung, beste Ü bersicht, w en ig  A rb e it 
und geringer Preis.

Andere Einrichtungen.
Im  üb rigen  g ib t es auch noch w eitere  „B u ch h a ltu n g e n  

fü r  K le inbe triebe “ , die von  den bekannten D urchschre ibe- 
B uchha ltungs firm en  in  den verschiedensten Zusam m en­
ste llungen angeboten werden.

A uch  diese E in r ich tu n g e n  passen sich den Bedürfn issen 
der K le inbe triebe  du rch  ih re  Sonder ve rfah ren, z. B. „D re i-  
S pa lten -V erfah ren “  rech t gu t an.

Sie sind m eist de ra rt gestaltet, daß die K le ins tan lagen  
—  fü r  100 K o n te n b lä tte r R M . 19.75 —  ohne S chw ierig ­
ke iten  du rch  H inzunahm e w e ite re r Teile nach und nach 
zu größeren E in r ich tu n ge n  ausgebaut werden können. 
Deshalb sind die Buchungsgeräte —  m it  gu ter Feder­
k la m m e r-V o rr ic h tu n g  —  und  die A u fbew ahrungs­
kästen —  fü r  500 K o n te n b lä tte r passend —  sowie deren 
S tü tzp la tten  aus M e ta ll hergeste llt, passen sich also bei 
fo rtsch re itende r E n tw ic k lu n g  des Betriebes der s ich daraus 
ergebenden stärkeren Beanspruchung rech t gu t an.

A u ch  diese E in r ich tu n g e n  werden se lbstverständ lich  
vo llko m m e n  gebrauchsfertig , also m it  L e itk a rte n  und 
M e ta llre ite rn , m it  K on te n b lä tte rn , Journa lbogen und 
Abschluß tabellen, m it  Farbpapier und  D urchschre ibe­
federn, H andunte rlage  usw. ge lie fert. E ine  le ic h t ve r­
s tänd lich  geschriebene A n le itu n g  w ird  jeder A n lage  bei­
gefügt.

Pau l S c h l e n k e r .
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12 B era tung : G ehaltsgu tschrift —  R ü c k ­
s te llung  (U rlaubsge lder) ■—■ G ut­
achten —  G astw irtes te llve rtre te r

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes:
1. D i e  e r s t e  B e r a t u n g  i n n e r h a l b  e i n e s  V i e r t e l j a h r e s  i s t  k o s t e n f r e i ,  wenn 

sie eine B r ie f  Seite n ich t überschreitet. Diese Vergünstigung g ilt  jeweils n u r  bis zum A b la u f des betreffenden 
V ierteljahres. F ü r  die erste darüber hinausgehende, angefangene Brie fse ile  w ird  eine Auskunftsgebühr von 
J IM . 3.— , fü r  jede weitere angefangene Briefseite l iM .  4.-—• erhoben.

2. Jede weitere Bereitung innerha lb  des gleichen Vierteljahres kostet je  angefangene B r ie f Seite R M . 4.— .
3. Jeder An frage  is t d ie laufende  Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen.

B e i Anträgen a u f A u sku n ft w ird  das E inverständn is m it den Bedingungen nach Z if fe r  l u ,2  vorausgesetzt.
4. Ueber die Auskunftsgebühr w ird  Rechnung erte ilt. D er Betrag is t a u f d ie im  K o p f jedes Heftes ange­

gebenen Qeldkonten der M u lh ’schen Verlagsbuchhandlung in  S tu ttgart zu überweisen.
5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friedrichstraße 44. 

Beantwortung erfolgt in  der Reihenfolge des Eingangs.
liohnsteuerpflicht für Gehaltsgutschriften.

Es sind zwei M ög lichke iten  zu unterscheiden:
1. D er A rbe itgeber schre ibt den Gehaltsbezug, ans ta tt 

ih n  auszuzahlen, gu t. Nach Vere inbarung  so ll das gu t­
geschriebene G ehalt im  Geschäft m ita rbe iten , es w ird  ver­
z in s t usw. Jedenfa lls un te rb le ib t die A uszah lung  n ich t, 
w e il der A rbe itgeber zur A uszah lung  in fo lge  schlechter 
Geschäftslage n ic h t in  der Lage ist.

2. D ie A uszah lung  un te rb le ib t wegen schlechter Ge­
schäftslage.

Z u  1. Es lie g t eine E ntsche idung vom  31. Oktober 
1928i V IA  750/28 vo r, die s ich m it  dem F a ll befaßt, daß 
das G ehalt ve rz ins t w ird  und die G u tsch rift der S icherung 
v ie lle ich t später e in tre tender, durch  den A rbe itnehm er ver­
schuldeter Verluste  dienen soll. D ie B egründung der 
Entscheidung sagt, sow eit sie h ie r von Interesse ist, 
sow eit der B e trag  n ic h t bar ausbezahlt werde, arbeite  er 
von  der G u tsch rift an fü r  den Angeste llten  im  Betriebe 
w e ite r und w erfe  Z insen  gleich angelegtem Spargeld fü r  den 
A ngeste llten  ab. E ine solche A nlage is t ke ine bloße Z u ­
ku n ftsho ffnung , sondern e in  rea le r Verm ögenswert. Sie 
setzt voraus, daß der Anlegende den Gegenstand der A n ­
lage zu seiner V e rfügung  e rha lten  hat. D ie Sache is t 
n ic h t anders, als w enn der gesamte B etrag von  der Be- 
schw erde füh re rin  ausgezahlt w äre und der Angeste llte  
ih n  fü r  die Z e itdauer des V ertrags e iner d r itte n  B a n k  oder 
Sparkasse als Spar- oder Depositengeld übergeben hätte 
m it  der V e re inbarung , daß er fü r  die genannte Z e it nu r 
zugunsten der A rbe itgeberin  darüber verfügen dürfe , da 
die A rbe itgeberin  a u f G rund der G esta ltung des A rbe its ­
vertrags wegen e tw a iger späterer Gegenansprüche Sicher­
h e it in  Gestalt der gesperrten A n lage verlange. M an kann 
aber n ic h t sagen, daß diese A r t  der Pfandgebung dem 
K on to inhabe r das w ir tsch a ftlich e  E igen tum  an den A n ­
lagew erten en tz ieht. E r b le ib t v ie lm e hr der V erfügungs­
berechtig te ; er h a t gerade sein Recht zu r V erfügung  
dadurch  bekundet, daß er die A n lage zu r S icherung be­
s tim m t ha t. W enn  n un  im  vorliegenden Fa lle  der A rb e it­
geber selbst die T ä tig k e it jene r —  angenom menen —  
B ank oder Sparkasse ü b e rn im m t, so ändert das an dem 
C harakter der A n lage  n ichts. Daß es sich h ie r u m  ein 
bankmäßiges Geschäft hande lt, ze ig t deu tlich  die Vere in- 

a rung  über den Z inssatz und die h a lb jä h rlich e n  Z ins- 
? rfeCD Ungen' L ie g t der F a ll aber so, so m uß der ange- 
n f  ® ,!t ra g .den Angeste llten  zu r V e rfügung  gestellt sein. 
, e AIegt ‘ n der G u tsch rift. D ie  G u tsch rift m uß also 

seh<fa u n ^ sS'eibhe E r fü llu n g  des G ehaltsanpruchs ange- 
Betrao'VT eio ‘ st auch von  dem gutgeschriebenen

T W  , ,r  s teuerabzug vom  A rb e its lo h n  vorzunehm en, 
tu n  wo °s h a t n ich ts  m it  jenen  F ä llen  zu
dem Arho-f* V'rt,e' t geber in  bedrängter finanz ie lle r Lage 
und es ih m  H t * '  das n ic h t auszuzahlen verm ag
zeitigen V , . ^ e ,Ib zunächst gu tschre ib t m it  dem g le ich-
zah ung Stundu n ’ ^  fÜ r die Ver2Öge ru n 8 de"  A us‘  
In  solchen Fan f ' ,  ° der Verzugszinsen zu gewähren, 
n ich ts  als die K en, bedeute t a lle rd ings die G u tsch rift w e ite r
aber no ch n'  Festha ltung  e iner entstandenen,
aber noch m ch t bezahlten Schuld.

Abgesehen von diesem ausgesprochenen S tre itfa ll, der 
die G u tsch rift e iner K ap ita lan lage  gleichsetzt, w ird  m an 
die G u tsch rift stets der Z a h lu n g  gleichsetzen müssen, 
w enn k e in  im  A rbe itgeber liegender G rund der N ich t­
auszahlung des Gehalts vo rlie g t, w enn also der A rb e it­
nehm er jede rze it über die gutgeschriebene Gehaltsumme 
ve rfügen kann . Es können h ie r auch Fä lle  in  B e tracht 
kom m en, in  denen etwa die F o rm  der G u tsch rift gew ählt 
w orden  is t, led ig lich  um  nach M einung des S teuerpflich­
tig e n  im  A ug e n b lick  s teuerlich  besser wegzukom m en. 
H ie r  w ürde  das F inanzam t s ich w ah rsche in lich  a u f den 
§ 5 R A O . (M iß b rauch  von  F o rm  und G esta ltungsm öglich­
ke iten  des bü rgerlichen  Rechts) berufen.

z u  2. Schon die B egründung der vorgenannten E n t­
scheidung betont, daß die Fälle anders liegen, in  denen 
sich der A rbe itgeber in  bedrängter finanz ie lle r Lage be­
finde t und  ih m  deshalb das G ehalt n ic h t auszahlt, sondern 
ih m  zunächst gu tschre ib t m it  dem g le ichze itigen V er­
sprechen, Z insen  zu zahlen. H ie rüber g ib t eine andere 
En tsche idung vom  22. Februar 1928 V IA  311/27 Aus­
k u n ft .  Es genügt, h ie r da rau f h inzuweisen, daß die 
B egründung den A usfüh rungen  im  K om m en ta r von 
B e c k e r  zu § 11 EStG. Ä nm . 8 b e itr it t .  H iernach 
können  Abreden darüber, daß die Z ah lu n g  an sich fä llig e r 
Beträge n ic h t erfo lgen soll, die Frage, ob E in kü n fte  als 
bezogen gelten, dann entscheidend beeinflussen, wenn die 
A uszah lung  von  E in k ü n fte n  n ic h t zugunsten des Em p. 
fangsberechtigten u n te rb le ib t, sondern w e il der A rbe it­
geber w ir ts c h a ft lic h  n ic h t in  der Lage is t, die zugestan­
denen Bezüge auszuzahlen. In  diesem Falle können A b ­
m achungen vorliegen, die die F ä llig k e it der E inkün fte  
und d a m it deren S teuerp flich t hinausschieben.

Sie müssen fü r  die endgültige  B eurte ilung  der S tre it­
frage die beiden h ie r au fge füh rten  Gesichtspunkte e inm a l 
nachprü fen . K a n n  der Nachweis erb rach t werden, daß 
ausschließlich die schlechte Geschäftslage Grund gewesen 
ist, das G ehalt n u r gutzuschreiben, ansta tt es auszuzahlen, 
dann w ürde ich  gegen die Beanstandung Vorgehen. F ü r 
den Nachweis bedenklich  ersche in t m ir  Ih re  Angabe, daß 
m an m it  rückw irke n d e r K ra f t  eine G ehaltserhöhung be­
schlossen ha t in  einem  Z e itp u n k t, wo die Geschäftslage 
ebenfa lls nach Ih re r  Angabe schlecht war. Im m e rh in  ist 
es ja  m ög lich , daß sich tro tzdem  der S tandpunkt des 
B uchprüfe rs  w iderlegen läßt.
Rückstellung der Urlaubsgelder.

D er B uch p rü fe r h a t recht, wenn es sich im  F rage fa ll um  
R ückste llungen fü r  kü n ftige  Ausgaben handelt. Es 
ko m m t fü r  die steuerfre ie Zulassung der R ückste llungen 
von U rlaubsgeldern nach m einer Auffassung ausschließ­
lic h  d a rau f an, ob ta tsäch lich  ein Rechtsanspruch der 
A rb e ite r a u f die Urlaubsgelder nach dem T a r if  am  B ila n z ­
s tich tage bereits entstanden war, is t  dies der F a ll, dann 
m uß die A bzug fäh igke it zugelassen werden, denn das 
F inanzam t w ürde ja  auch Rückste llungen fü r  rücks tän ­
dige Löhne h in s ich tlich  der S teuerfre iheit ke inesfa lls bean­
standen. D ie Urlaubsgelder s ind aber n ich ts  anderes als 
Löhne. Genau dasselbe muß n a tü r lic h  fü r  die Ansprüche 
gelten.
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Die von  dem B uchp rü fe r erw ähnte  Entscheidung vom  

2S- 5 - I 923 I I I A  204/23 lie g t u n te r m einem  E ntsche i­
dungsm ateria l le ider n ic h t vo r. Ich  habe m ich  aber bei 
einem  hiesigen F inanzam t nach dem In h a lt  e rkund ig t. 
Es is t m ir  do rt dah in  A u s k u n ft gegeben worden, daß 
sich die Entscheidung da rau f beziehe, daß die R ückste l­
lungen dann n ic h t s teuerfre i seien, wenn der U rlaubsgeld­
anspruch am  B ilanzstich tage  noch n ic h t bestand, die 
diesbezüglichen Forderungen der A rb e ite r also am 
B ilanzstich tage  n o c h  n i c h t  f ä l l i g  w aren.

Das w ürde haargenau m einer A u ffassung  entsprechen. 
Im  üb rigen  genügt es nach m einer A n s ich t schon v o ll­
kom m en, sich a u f den § 11 Abs. 4 EStG, zu beziehen, 
dem zufo lge die V o rsch rifte n  der Abs. 1 bis 3 au f die 
Frage, fü r  w elchen S teuerabschnitt e in B etrag als aus­
gegeben g ilt ,  entsprechende A nw endung  finden. Der A b ­
satz 1 des § n  sagt aber u. a. k la r  und deu tlich , daß 
E innahm en inne rh a lb  des Steuerabschnitts als bezogen 
gelten, in  dem sie fä llig  geworden sind. M it  anderen 
W o rten  gelten also Ausgaben als aufgewendet in  dem 
A ugenb lick , in  dem sie fä ll ig  geworden sind.

W enn bei Ih re n  beiden Schwesterwerken das F inanz­
a m t h ie rnach  ve rfah ren  is t und die R ückste llungen als 
s teuerfre i zugelassen hat, dann is t das durchaus ric h tig . 
D ie A u ffassung  Ih res B uchprüfe rs  kann  dagegen n ic h t 
als s tic h h a ltig  angesehen werden, wenn die Urlaubsgelder 
der A rb e ite r ta tsäch lich  am  B ilanzstich tage  als fä llig  
und  dam it rücks tä n d ig  anzusehen waren.

Ein ungünstiges Sachverständigengutachten
(R A O . § 241.)

D er Sachverständige w ird  w o h l erst im  R ech tsm itte l­
ve rfah ren  und fü r  dasselbe herangezogen sein. Es w ürde 
h ie r also e in  F a ll des § 241 R AO . vorliegen. T r if f t  diese 
A nnahm e zu, dann is t die A u s k u n ft des F inanzgerich ts 
r ic h tig , daß die Nennung des Namens des Sachverständigen 
n ic h t ve rlan g t werden kann. Das e rg ib t sich aus der 
B egründung e iner E n tsche idung R F H . V IA  1535/28 
vom  13. 3. 1929. D o rt w ird  w ö rtl ic h  gesagt:

„D a ß  das G utachten dem Beschw erdeführer ohne 
U n te rsch rift m itg e te ilt wurde, s te llt ke inen Verfahrungs- 
m angel dar. Denn der S teuerpflich tige ha t ke in  Recht 
a u f M itte ilu n g  des Namens des Sachverständigen“  (vg l. 
Becker, Reichsabgabenordnung, A nm . 2 zu S 188,
5. A u fl.  S. 438).

Bei der B ean tw o rtung  der Frage, was nun  zweckm äßig 
zu tu n  is t, nachdem  das G utachten ungünstig  ausgefallen 
‘ st, glaube ich , daß es gänz lich  zw ecklos ist, den Versuch 
zu m achen, den Sachverständigen nach trä g lich  wegen 
Befangenheit abzulehnen.

Der einzige W eg, der je tz t noch beschritten werden 
kann, is t nach m einer A u ffassung  der, daß der Steuer­
p flich tige  e in  Gegengutachten, das er a u f seine Kosten 
von einem von ih m  ausgew ählten Sachverständigen 
ausarbeiten läß t, dem F inanzge rich t e in re ich t. Ich  stütze 
m ich  h ie r darau f, daß nach § 241 R AO . dem Bete ilig ten  
Gelegenheit zu r Teilnahm e am  T e rm in  gegeben werden 
kann, wenn A uskunftspersonen oder Sachverständige 
im  R echtsm itte l ve rfah ren  m ün d lich  gehört werden. Is t 
das n ic h t geschehen, so da rf das Beweisergebnis n u r dann 
zum  N achte il des S teuerpflich tigen ve rw erte t werden, 
w enn ih m  Gelegenheit gegeben ist, s ich dazu zu äußern. 
Es is t h ie r n ic h t ausschlaggebend, daß die Bestim m ung 
den F a ll der m ünd lichen  A n h ö run g  eines Sachverstän­
digen voraussetzt. Nach M rozek besteht „k e in  U n te r­
schied, ob die A u sku n ft m ü n d lich  o d e r  s c h r i f t ­
l i c h  e r te ilt  is t (R F H . V A  164/21 vom  31. 1. 1922), oder

ob die A uskunftsperson  n u r m ü n d lich  du rch  einen Be­
am ten  be fragt is t (R F H . IV a  A  27 /22  vom  21. 4. 22). 
Dem S teuerpflich tigen muß stets Gelegenheit gegeben w er­
den, G utachten zu w iderlegen, mögen diese m ün d lich  oder 
s c h rift lic h  e rs ta tte t sein (R F H . IA  17/22 vom  8. 7. 1922)“ .

H in s ic h tlic h  der Bew ertung, die das F inanzgerich t 
e inem  solchen P riva tg u ta ch te n  angedeihen lassen w ird , 
verweise ich  a u f folgendes aus der Begründung einer 
E n tsche idung R F H . V IA  615/29 vom  27. 4. 29:

W enn e in  S teuerp flich tiger dem von der Steuerbehörde 
oder F inanzge rich t e ingeholten G utachten gegenüber ein 
G utachten vorleg t, das er von  einem  anderen Sachver­
ständigen abgeben ließ, so bestehen im m e r schon aus der 
A u ftra gse rte ilu n g  an den Sachverständigen gewisse 
Beziehungen zw ischen dem S teuerp flich tigen  und dem 
Sachverständigen. Diese Beziehungen können  aber noch 
ke inen G rund geben, ohne weiteres den Sachverstän­
digen als zugunsten des S teuerpflich tigen eingenom m en 
zu betrachten und die O b je k tiv itä t des Gutachtens zu 
verneinen. Das G utachten eines p riva te n  Sachverstän­
digen kann  auch, wenn dieser im  ve rtra g lich e n  V e rhä ltn is  
zu dem V e rtre te r des S teuerpflich tigen steht, doch nach 
den persönlichen E igenschaften des Sachverständigen 
und seinen Fäh igke iten  ebensowohl als o b je k tive  B eur­
te ilu n g  der Verhältn isse B eachtung verd ienen als das 
von A m ts  wegen eingeholte G utachten. Bei g le icher 
Q u a lif ik a tio n  von  zwei Sachverständ igen, deren G u t­
achten auseinandergehen, w ird  die entscheidende Stelle 
zu p rü fen  haben, welches der G utachten der Sachlage am  
m eisten en tsp rich t und welchem  der G utachten  aus diesem 
G runde der V orzug zu geben ist, oder ob etwa bei ve r­
schiedenen W ertschätzungen e in  zw ischen den beiden 
Schätzungen liegender W e rt als r ic h tig  anzunehm en ist.

D ie E ntsche idung g ib t so eindeutige R ich tlin ie n , daß es 
w o h l ohne weiteres k la r  is t, daß der vorgeschlagene Weg 
a lle in  noch gangbar is t, und  daß es dabei d a ra u f a nkom m t, 
die A usw ah l so zu treffen, daß das F inan zg e rich t u m  das 
G egengutachten un te r ke inen  U m ständen he rum kann.

Sind Gastwirt-Stellvertreter umsatzsteuerpflichtig»
(U S tG . § 1.)

W enn der G a s tw irt-S te llve rtre te r n ic h t etwa a u f G rund 
eines ausgesprochenen A rbe itsvertrages, dem zufolge er 
als unse lbständ ig  anzusehen wäre, seine T ä tig k e it ausübt, 
dann w ird  das F inanzam t m it  seiner A u ffassung  der 
U m satzs teuerpflich t der Umsätze dieses Mannes v o ll­
kom m en im  R echt sein.

A nh a ltsp u n k te  fü r  diese A uffassung  geben eine E n t­
scheidung vom  27. 9. 1922 V A  100/22, die sich m it 
den P ächtern  von  G astw irtscha ften  usw. befaßt, zwei 
w e itere  Entscheidungen, die die K a n tin e n ve rw a lte r und 
regelm äßig jeden, der in  e iner G astw irtscha ft seinen 
Gästen gegenüber als W ir t  selbständig a u f t r i t t ,  auch wenn 
er beim  Bezug der G etränke und Eßwaren ve rtra g lich  
gebunden is t und wenn L ie fe rungen  fü r  die G astw irtscha ft 
zunächst von  D r itte n  bezahlt werden, als selbständig an- 
sehen und  deshalb der U m satzs teuerpflich t un te rw erfen  
(R S tB l. 1923, 132 und 1925, 81). F erner im  Fragefa lle  
w ah rsche in lich  von ausschlaggebender Bedeutung zwei 
Entsche idungen und zw ar V A  42 /25  vom  13, 3. 1925 
und  V A  205 /26  vom  30. 3. 1926, derzufolge auch Gast­
w ir ts te llv e rtre te r , das heißt Personen, denen der K o n ­
zessionsinhaber den B etrieb  der G astw irtscha ft v e rtra g ­
lic h  m it  der V e rp flich tun g  überträg t, a lle  abzusetzenden 
W aren  und G etränke von ih m  zu beziehen und zu bestim m ­
ten Preisen abzusetzen, fü r  selbständig und  d a m it fü r  
um sa tzs teuerp flich tig  e rk lä r t  werden.
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